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Kriminalität   S. 4
Die neueste Statistik der bei 

der Polizei angezeigten Delikte ist 
zum Zankapfel geworden. Höhere  
Aufklärungsquote, hier ein Rück-
gang, da eine Zunahme – über die 
Gründe gehen die Meinungen aus-
einander 

Vernachlässigung S. 5
Mehr Investitionen der Bahn in 

das nordrhein-westfälische Schie-
nennetz haben die vier Fraktionen 
im Landtag gefordert. Sicherheits-
mängel, Unpünktlichkeit und ma-
rode Bahnhöfe schrecken die Bahn-
kunden.

Bürokratie  S. 11
Immer wieder stößt der Petiti-

onsausschuss bei seiner Arbeit auf 
Behörden und Vorschriften, die 
wenig mit dem Servicegedanken 
für die Bürger zu tun haben. Zwei 
Beispiele dafür aus dem Halbjah-
resbericht.

Lotterie  S. 13
In Zeiten sinkender Einkom-

men wächst die Teilnahme am 
Glücksspiel. Den geringen Chan-
cen dabei steht eine große Gefahr 
gegenüber: Die Sucht, nicht mehr 
aufhören können. Anhörung dazu 
im Hauptausschuss.

Rauchen unerwünscht – 
der Landtag geht voran

Ab 1. April ist der Landtag nikotinfreie Zone. Um die Nichtraucher 
zu schützen, herrscht im Hohen Haus Rauchverbot. Nur an 
wenigen Stellen gibt es für die, die es nicht lassen können, 
spezielle Kabinen, die die belastete Luft absaugen und 
reinigen. Der Landtag ist damit zumindest zeitlich 
der Landespolitik vorausgeeilt. Denn die ringt 
noch damit, ob sie ein generelles Rauchver-
bot erlassen oder Ausnahmen begrenzt 
zulassen soll. Egal wie die Regierung 
sich entscheidet, eine Fraktion ist 
schon vorgeprescht und hat den 
Entwurf zu einem Passivrau-
cherschutzgesetz vorgelegt. 
Die Abgeordneten haben 
dazu ihre Argumente aus-
getauscht – und durch-
aus auch Emotionen 
erkennen lassen. Das 
Rauchverbot in NRW 
ist Schwerpunkt die-
ser Ausgabe (Seiten 8 
bis 10).

Foto: Schälte



INHALT/KOMMENTAR

SEITE  · LANDTAG INTERN /

Tabakqualm  
sticht in die Nase

Ich möchte ein umfassendes Rauchverbot 
für ganz Europa.“ Das sagte am 30. Januar 
dieses Jahres in Brüssel Markos Kyprianou, 

EU-Gesundheitskommissar, bei der Vorlage des 
so genannten Grünbuchs für ein Europa ohne 
Tabakdunst. Und fügte noch hinzu: „Also auch 
in den deutschen Bundesländern.“ Gesagt, ge-
tan? Ganz so einfach ist das nicht.

Die Diskussion über die gefährlichen Fol-
gen des Nikotins und der anderen Feinstäube 
und chemischen Verbindungen, die der Rauch 
einer Zigarette enthält, gibt es schon länger. An 
warnenden Stimmen hat es nie gefehlt. Bloß 
durchsetzen konnten sie sich nicht. Raucher 
galten als Menschen, die nach individueller 
Freiheit strebten, die Werbung plakatierte sie 
als kommunikativ und gesellig. Nichtraucher 
waren nur „Spaßbremsen“. 

 

Richtungsentscheidung

Und der Staat sitzt in der Zwickmühle: Ei-
nerseits verdient er an Tabaksteuer und an Um-
satzsteuer, die jedes Gramm Tabak in die Kasse 
spült. Andererseits sind die Folgen für den Ein-
zelnen, für Gesellschaft und Wirtschaft nur zu 
gut bekannt. Ein Blick in die Statistik belegt, 
dass junge Menschen immer früher mit dem 
Rauchen anfangen.

Irgendwann ist das Pendel in die andere 
Richtung geschlagen, die Raucher gerieten in 
die Defensive. Die Tabakwerbung wurde ein-
geschränkt. Passivraucher klagten ihr Recht 
auf einen nikotinfreien Arbeitsplatz ein. Die 
Raucherschilder verschwanden an immer mehr 
Eisenbahnwaggons. Die ersten landesweiten 
Rauchverbote wurden in Europa erlassen – und 
sie wurden inzwischen befolgt.

Auch der Tanker Bundesrepublik nimmt 
inzwischen Fahrt auf. Der Bund prescht mit sei-
nem Vorschlag eines bundesweiten Rauchver-
bots vor und wird ausgebremst. Arbeitsschutz 
liegt zwar weiterhin in der Kompetenz des Bun-
des, aber nach der ersten Föderalismusreform 
ist die Gesundheitspolitik zur Sache der Länder 
geworden.

Da liegt nun der Ball im Feld der 16 Bundes-
länder. Wozu können sie sich aufraffen: zu einer 
einheitlichen Lösung oder zu einem „Flickentep-
pich“ unterschiedlicher Regelungen? Die Antwort 
ist offen. In Nordrhein-Westfalen werden die Ar-
gumente noch abgewogen. Ausnahmen für die 
Eckkneipe oder ein Gesetz ohne Wenn und Aber, 
wie es die Sozialdemokraten fordern? Die europä-
ische Richtung ist vorgegeben. NRW wird sich bis 
zur Sommerpause entscheiden. So oder so. JK
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Von der Wiege bis zum Hörsaal
Koalition sieht NRW als Bildungsland Nr. 1
 
Als kinder- und familienfreundlichstes Land Deutschlands – so sehen die Koalitionsfraktionen 
die Zukunft in NRW. Über einen Baustein, die frühkindliche Bildung, hat die Landesregierung 
den Landtag jetzt unterrichtet: „Neue Sicherheit für unsere Kinder – Künftige Finanzierungs-
struktur der Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege.“ Unter diesem Ti-
tel legte der Familienminister im Plenum die Eckpunkte des neuen Gesetzes 
über Tageseinrichtungen für Kinder (GTK) vor. Die Opposition beklagte 
in der Debatte, ihrer Meinung nach seien die wichtigsten Betroffenen 
nicht in die Überlegungen zur Gesetzesnovelle eingebunden gewesen.

Familienminister Armin Laschet (CDU) erklärte, das 
neue Gesetz sei im Konsens erarbeitet worden 
und richte sich an den Bedürfnissen der Familien 
aus. Die im Gesetz verankerte Sprachförderung 
gebe frühkindlicher Bildung einen neuen Stel-
lenwert. Es würden auch mehr Kindergarten-
plätze für unter Dreijährige (U3) geschaffen. Be-
reits im kommenden Jahr 34.000 institutionelle 
U3-Betreuungsplätze anzubieten – das sei das 
Ziel. Der Landeshaushalt dieses Jahres werde 819 
Millionen Euro für Kindertagesstätten zur Ver-
fügung stellen, im Jahre 2009 werde die Marke 
von einer Milliarde Euro überschritten. Nötig sei 
das neue Gesetz, um eine Abrechnungspraxis zu 
beenden, „die für die Träger einen riesigen büro-
kratischen Aufwand bedeutete und für das Land 
unkalkulierbare Bugwellen hatte“. Um solche 
„Bugwellen“ in Zukunft zu vermeiden, verfügten 
die Träger nun von Anfang an über Pauschalen, 
die eventuelle zukünftige Kosten abdecken, so 
der Minister.

Wolfgang Jörg (SPD) fragte, warum weder mit 
den Eltern noch mit den Erziehern gesprochen 
worden sei. Sein Vorwurf an den Minister: Wah-
rer Grund für die Änderung des GTK sei die 
Senkung der Eigenanteile der Kirchen um rund 
110 Millionen Euro. Unter dieser Bevorzugung 
habe das ganze System zu leiden. Alle anderen 

Eckpunkte blieben „im 
Nebel“. Er kritisierte, 
dass soziale Unter-
schiede in der Förde-
rung nicht berück-
sichtigt würden und 
sprach sich darum für 
eine soziale Differen-
zierung im System aus. 
In der U3-Betreuung 
komme es auf die gemeinsamen sozialen Erfah-
rungen der Kinder an, die sich „im Kollektiv“ 
für das Leben bildeten. Dazu benötige man gut 
ausgebildete Fachkräfte. Die Landesregierung 
sei deshalb „auf dem Holzweg“, weil sie auf Ta-
gespflege mit Tagesmüttern setze. Er kritisierte, 
nach wie vor bitte die Landesregierung die El-
tern erheblich zur Kasse.

 
Ursula Doppmeier (CDU) betonte, die Eck-

punkte seien im Konsens mit allen Beteiligten 
abgestimmt worden. Mit mehr Kinderbetreu-
ungsplätzen und einem flexibleren und differen-
zierteren Angebot strebe man echte Wahlfreiheit 
für werdende Eltern an. Jedes Modell, egal ob per-
sönliche Betreuung durch die Eltern oder Beruf 
und Kinder, sei vorurteilsfrei zu sehen und müsse 
zukünftig in NRW möglich sein. Dafür brauche 
das Land genügend Kinderbetreuungsplätze. Die 

... in Sachen Umweltschutz kann Deutschland sein. Darauf hat Landtagspräsidentin Regina van Dinther 
(l.) aufmerksam gemacht, als sie im Düsseldorfer Landtag die Teilnehmer an der Fachtagung zur  
Sonderumweltministerkonferenz begrüßte. Zu Gast war auch der Umweltminister der Autonomen  
Region Aragon, Alfredo Bonée Puejo (M.), hier zusammen mit seinem nordrhein-westfälischen Amts-
kollegen Eckhard Uhlenberg (r.), der gemeinsam mit Bundesumweltminister Sigmar Gabriel zu der 
Konferenz unter dem Thema „Klimawandel und Konsequenzen – Bedeutung von Wirtschaft, Wissen-
schaft und Regionen in Europa“ eingeladen hatte. Am Ende stand die „Düsseldorfer Erklärung“, in der 
die Landesumweltminister sich verpflichten, die auf europäischer Ebene vereinbarten ehrgeizigen Ziele 
zum Klimaschutz konkret in den Bundesländern umzusetzen. Fotos: Schälte 

Vorbild ...

„skandalöse Betreuungsquote von 2,8 Prozent“ 
sei das von Rot-Grün übernommene Erbe. Sie 
warnte vor einem Richtungsstreit: „nicht private 
kontra staatliche Betreuung, Tagespflege kontra 
Kita“. Deutschland sei bei der Investition in früh-
kindliche Betreuung international gesehen wei-
ter Schlusslicht. 

Andrea Asch (GRÜNE) kritisierte, der Be-
ratungsprozess habe „im Hinterzimmer“ 
stattgefunden und habe „nicht das Gerings-
te mit Transparenz und demokratischen 
Prozessen zu tun“. Volksvertreter, merkte 
Asch an, seien keine „Abnickfiguren“. Sie 
beanstandete, dass keine der von dem Ge-
setz betroffenen Gruppen wie etwa Erzieher 
und Elterninitiativen an den Verhandlun-
gen teilgenommen hätten. Es handele sich 
keineswegs um eine Initiative zur Förde-
rung, Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern, sondern um ein reines Finan-
zierungskonzept. Außerdem sei das System 
durch die vielen Fördervarianten sehr kom-
pliziert geworden, der Verwaltungsaufwand 
für die Träger erhöhe sich. Zudem fehle die 
Verankerung eines Rechtsanspruchs auf ei-
nen U3- bzw. Krippenplatz.

Christian Lindner (FDP) erklärte, NRW be-
komme mit dem neuen Gesetz das modernste 
Kindergartengesetz Deutschlands und würde 
„Bildungsland Nr.  1 von der Wiege bis zum 
Hochschulhörsaal“. Auf den Vorwurf, es werde 
nicht sozial differenziert, entgegnete er, gerade 
die Sprachförderung komme vor allen Dingen 
Kindern zugute, die in besonderer Weise förde-
rungsbedürftig seien. So werde über die Sprach-
förderung gleichzeitig ein regionaler Ausgleich 
geschaffen. Auch die Kirchen würden nicht 
bevorzugt, denn sie zahlten einen Eigenanteil 
von zwölf, während DRK und AWO neun und 
Elterninitiativen vier Prozent beisteuerten. Er 
betonte zum Schluss, um die Qualität anzupas-
sen, kenne die Koalition jetzt auch Zuschläge bei 
Überbelegung einer Kindergartengruppe. Unter 
Rot-Grün habe es nur Abschläge bei Unterbele-
gung gegeben. 
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Theo Kruse (CDU) zeigte sich erfreut über 
den Umstand, dass nach 2005 die Anzahl der 
polizeilich erfassten Straftaten im vergangenen 
Jahr erneut zurückgegangen sei – bei gleich-
zeitig steigender Aufklärungsquote: „Das ist 
eine außerordentlich positive Entwicklung. 
Denn damit ist auch das Entdeckungsrisiko für 
Rechtsbrecher gestiegen“, betonte der Abge-
ordnete. Aber man könne nicht innerhalb von 
knapp zwei Jahren und voraussichtlich auch 
nicht innerhalb einer Wahlperiode die Fehlent-
wicklungen der vergangenen zehn bis 15 Jahre 
korrigieren, setzte Kruse fort und unterstrich, 
für die schwarz-gelbe Landesregierung bleibe 
die innere Sicherheit als Thema „ganz oben auf 
der Tagesordnung“. Sie werde auch nicht der 
desolaten Haushaltslage geopfert, versprach er.

Horst Engel (FDP) meinte auch, als vor 20 
Monaten Schwarz-Gelb die Verantwortung 
übernommen hat, „war es um den Bereich der 
inneren Sicherheit in Nordrhein-Westfalen 
nicht so gut bestellt“. Die „Hinterlassenschaft 
von Rot-Grün“, festgemacht an den Zahlen 
der Kriminalitätsstatistik, spreche Bände: „Das 
Risiko, Opfer einer Straftat zu werden, stieg 

von 2000 bis 2004 um 14,8 Prozent. Die Auf-
klärungsquote verschlechterte sich im gleichen 
Zeitraum von 49,1 auf 47,8 Prozent.“ Seit der 
Regierungsübernahme habe Schwarz-Gelb mit 
einer Fülle von Maßnahmen wesentlich neue 
Akzente gesetzt. Das trage jetzt Früchte: „Wir 
haben jetzt das zweite Jahr in Folge weniger 
Straftaten und dafür eine höhere Aufklärungs-
quote.“

Thomas Kutschaty (SPD) zog mit Hinweis auf 
statistische Probleme die Aussagekraft der Kri-
minalitätsstatistik in Frage. Er verwies auch auf 
das „Organisationschaos“ bei der Polizei, für 
das der Innenminister die Verantwortung tra-
ge: Da müsse man der Polizei tatsächlich einen 
Dank aussprechen, „dass die Aufklärungsquo-
te trotz dieses Innenministers noch gesteigert 
werden konnte“. Bei der Auslegung der Zahlen 
sei Vorsicht geboten, stellte der Abgeordnete 
weiter fest. Der Rückgang, etwa bei den Kraft-
fahrzeugdiebstählen, sei kein Verdienst dieser 
Landesregierung, sondern Folge des Einbaus 
von elektronischen Wegfahrsperren. Wer über 
zurückgehende Zahlen rede, müsse auch die 
Steigerungen in den Blick nehmen, etwa die 

Zunahme der Mordfälle um 9,3 Prozent. „Dazu 
haben Sie nichts gesagt“, hielt er den Sprechern 
der Koalition vor, „ist das auch eine Auswir-
kung der neuen Landesregierung“, wollte er 
wissen.

Monika Düker (GRÜNE) nannte das Vorge-
hen, die polizeiliche Kriminalitätsstatistik als 
„Munitionslager“ anzusehen, als „schlicht und 
einfach unseriös“. Die Rückgänge seien nicht 
auf die Regierung, sondern darauf zurückzu-
führen, dass die Behörden mit strukturellen 
Maßnahmen reagiert und in Aufklärung und 
Sicherheitsberatung, etwa zur Vermeidung 
von Wohnungseinbrüchen, investiert habe. Bei 
Gewaltdelikten habe die PKS keine Aussagefä-
higkeit zur tatsächlichen Kriminalitätsentwick-
lung, betonte Düker. Da wisse man auch ohne 
Statistik, dass Gewalt männlich und jung sei. 
Hier gebe es ein geändertes Anzeigeverhalten 
und neue Möglichkeiten, solche Delikte online 
anzuzeigen. Es zeige sich außerhalb der Sta-
tistik, „dass die Gewaltbereitschaft in unserer 
Gesellschaft besorgniserregend sowie auf einem 
hohen Niveau ist“. Dagegen könne man etwas 
tun – nicht aber das, was die CDU vorschlage: 
geschlossene Unterbringung, Anwendung des 
Erwachsenenstrafrechts, überall Videoüberwa-
chung und die Ausweisung von jugendlichen 
ausländischen Straftätern.

Innenminister Dr. Ingo Wolf (FDP) bekräftigte die 
positive Tendenz der PKS: „Die Straftaten ins-
gesamt nehmen ab, und die Aufklärungsquote 
nimmt zu.“ Früher sei die Kriminalität in Schu-
len oder unter Jugendlichen unter den Tisch ge-
kehrt worden. Das geschehe in dieser Regierung 
nicht, die wolle wissen, was in der Gesellschaft 
passiert und dann konzentriert die Ursachen 
dieser Gewalt bekämpfen: „Es ist doch völlig 
klar, dass Polizei und Justiz allein nicht als Re-
paraturbetrieb der Gesellschaft auftreten kön-
nen. Wir brauchen einen gesamtgesellschaftli-
chen Ansatz zur Ächtung und Bekämpfung von 
Gewalt.“ Die Landesregierung setze auf bessere 
frühkindliche Betreuung und weitere Maßnah-
men, „um keine Verlierer zu produzieren“. Wo 
Prävention aber fehlschlage, brauche man Re-
pression: „In diesem Bereich hat sich die Polizei 
unter der neuen Landesregierung und gerade in 
letzter Zeit noch besser aufgestellt“, erklärte der 
Minister und wertete die „Kombination aus ei-
ner guten Sozial- und Bildungspolitik mit einer 
konsequenten Repression durch die Polizei als 
das beste Mittel, um im Bereich der Gewaltta-
ten noch bessere Ergebnisse zu erzielen“.  

„Gewalt in der Gesellschaft ächten“
Parteien legen Kriminalitätsstatistik unterschiedlich aus
 

 
Auf Antrag der Koalitionsfraktionen CDU und FDP (Drs. 14/3902) hat sich der Landtag in 
einer Aktuellen Stunde mit der Kriminalitätsentwicklung in NRW auseinandergesetzt. Beide 
Fraktionen wiesen auf Entwicklungen hin, bei denen sie in Folge der Politik der Landesregie-
rung Verbesserungen erkannten. Die Opposition bezweifelte, dass die Polizeiliche Kriminali-
tätsstatistik (PKS) des Jahres 2006 in dieser Weise auszulegen ist.

INNERE SICHERHEIT
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Trennung von Netz und Betrieb
Landtag diskutiert über Zustand des Schienennetzes in NRW
 
„Instandhaltungsstau der NRW-Schieneninfrastruktur“, so der Titel eines Antrags der Grü-
nen, den das Plenum im Rahmen einer Aktuellen Stunde debattierte. Der Bundesrechnungshof 
(BRH) hatte festgestellt, dass im Schienennetz der Deutschen Bahn AG (DB) ein Instandhal-
tungsstau durch nicht getätigte Investitionen bestehe. In NRW seien, so die Grünen, nahezu 
sämtliche Regionen von Infrastrukturmängeln betroffen. Der Landtag erörterte die Frage, was 
die Landesregierung zur Beseitigung von Mängeln auf der Schiene und in den Bahnhöfen bei-
tragen kann.

Horst Becker (GRÜNE) zitierte aus einem Zei-
tungsartikel über den BRH-Bericht: „Das Bahn-
netz steht vor dem Kollaps.“ Bei den alltäglichen 
Verspätungen sowie den zahlreichen baufälligen 
und sanierungsbedürftigen Bahnhöfen im Land 
sei das eine treffende Beschreibung, meinte der 
Abgeordnete. Die DB habe trotz anders lauten-
der Vereinbarungen insgesamt rund 2,7 Milliar-
den Euro zu wenig in die Instandhaltung der In-
frastruktur investiert. Neben dem Bund sei jetzt 
die Landesregierung zum Handeln aufgefordert. 
Stattdessen erlebe er den NRW-Verkehrsminis-
ter derzeit „seltsam sprachlos“. Becker: „Witt-
ke muss den Menschen im Land sagen, welche 
Schritte er unternehmen will, damit die Miss-
stände beseitigt werden.“ Er, Becker, verstehe 
den Bericht zudem als „glasklares Plädoyer für 
die Trennung von Netz und Betrieb“.

Bernd Schulte (CDU) bezeichnete die Vor-
würfe des BRH als berechtigt: „Das Bahnnetz 
ist aufgrund nicht getätigter Instandhaltungs-
investitionen marode und auf NRW kommen 

in diesem Jahr Instandhaltungsmaßnahmen zu, 
die den Nah- und Fernverkehr erheblich belas-
ten werden.“ Allerdings, so Schulte weiter, seien 
sich die Grünen bei ihrem Antrag „offensichtlich 
nicht über den richtigen Adressaten im Klaren“. 
Die Zuständigkeit für die Bundesschienenwe-
ge liege beim Bund und nicht beim Land. Der 
Bund sei gefordert, seine Anstrengungen zur 
Steuerung und Kontrolle des Unternehmens 
DB bei der Verwendung öffentlicher Mittel und 
der Unterhaltung der Infrastruktur erheblich 
zu verstärken. „Es müssen harte Konsequenzen 
folgen, wenn vom Eisenbahnbundesamt aufge-
zeigte Mängel nicht rechtzeitig beseitigt wer-
den.“ Abschließend sprach auch er sich für eine 
Trennung von Netz und Betrieb aus.

Reinhard Jung (SPD) betonte, die Verantwor-
tung für den Zustand der Schieneninfrastruktur 
liege beim DB-Konzern. Der Bericht kritisiere zu 
Recht, dass die DB diese jahrelang vernachlässigt 
habe. Mittlerweile bekenne sich die DB jedoch 
zu ihrer Verantwortung, indem sie ein großes 
Sanierungsprogramm mit einem Volumen von 
fünf Milliarden Euro auflege. Der Hinweis der 
Grünen auf die Kapazitätsprobleme sowie die 
schlechte Schienen- und Bahnhofsinfrastruktur 
in NRW sei „im Wesentlichen längst bekannt“. 
Ein wichtiger Schritt zur Lösung stelle der ge-
plante Rhein-Ruhr-Express dar. Doch statt ein-
vernehmlich für dieses Projekt zu votieren, 
signalisierten die Grünen, dass sie einen gemein-
samen Antrag nicht mittragen wollen. „Damit 
wirken die Grünen an der Lösung des von ihnen 
reklamierten Problems nicht mit“, so Jung. „Dies 
ist keine Politik im Interesse unseres Landes.“

Christof Rasche (FDP) kritisierte, Bahn-Chef 
Mehdorn verstehe die DB als „seine Firma 
und handelt entsprechend“. Rasche: „Tatsa-
che ist, die DB lässt Jahr für Jahr Finanzmittel 
des Bundes in dreistelliger Millionenhöhe ver-
fallen.“ Insofern seien die vom BRH und den 
Grünen benannten Defizite bei der Eisenbahn-
infrastruktur zwar richtig, aber nicht neu. Die 
damalige rot-grüne Koalition habe sich bei die-
sem Thema nicht gerade mit Ruhm bekleckert. 
„Ihre Strategie, die DB in Debatten immer als 

Buhmann zu missbrauchen, und zahlreiche 
persönliche Konflikte zwischen führenden Ver-
kehrspolitikern von Rot-Grün mit maßgebli-
chen Personen der DB haben NRW geschadet.“ 
Rasche plädierte für einen neuen Weg: Er regte 
an, unter Federführung des Bunds zusammen 
mit der DB und dem Land einen „Masterplan 
Schienennetz-NRW“ zu entwickeln.

Verkehrsminister Oliver Wittke (CDU) sagte, die 
Landesregierung sei durch die Ergebnisse des 
Prüfberichts alarmiert. Dieser habe die Be-
fürchtungen hinsichtlich des Netz-Zustands 
noch übertroffen. Offensichtlich sei der DB 
ihr Engagement im Ausland wichtiger als die 
Instandhaltung des deutschen Schienennetzes. 
Den Abgeordneten versicherte er: „Wir werden 
die NRW-Interessen sowohl gegenüber dem 
Bund als auch gegenüber der Bahn vertreten.“ 
Mit Blick auf den geplanten Börsengang der DB 
sprach er sich eindeutig für eine Trennung von 
Netz und Betrieb aus. Drei Fraktionen hätten 
sich bereits eindeutig positioniert. Er appellierte 
an das Parlament, in der Frage fraktionsüber-
greifendes Einvernehmen herzustellen. 
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Innenminister Dr. Ingo Wolf (FDP) hielt nichts vom 
beschworenen „Untergang des Abendlands“. 
Der Minister: „Dabei wollen wir nur Bundesre-
geln 1:1 umsetzen, aber nicht draufsatteln. Wir 
tun gut daran, uns an dem zu orientieren, was 
seit 1974 im Bundesrecht bereits gilt, unter allen 
Farben und Parteien.“ Man wolle sich auf die 
Kernpunkte der Mitbestimmung konzentrieren 
und: „Wir haben endlich das Bundesverfassungs-
gerichts-Urteil umgesetzt.“ Für die angestrebte 
Verwaltungsmodernisierung nannte der Minis-
ter als Beispiel den Schulbereich: „Mit der neuen 
Gesetzesfassung erwarten wir 160 Freistellungen 
weniger – 160 Lehrer mehr in der Schule.“ 

Dr. Karsten Rudolph (SPD) versprach, die SPD 
werde alles dafür tun, „dass ein Herzstück so-
zialdemokratischer Mitbestimmung erhalten 
bleibt“. Er hielt der Koalition vor, ihr gehe es 
um nichts anderes als den „massiven Abbau 
von Teilhaberechten, die Schwächung der Per-
sonalräte und Gewerkschaften“. Das Land dür-
fe seinen guten Ruf als „soziales Gewissen der 
Bundesrepublik“ nicht verlieren.

Dr. Robert Orth (FDP) äußerte sich zuversicht-
lich, „dass die Personalvertretungsrechte auch 
in Zukunft das Ausmaß haben werden, das nö-
tig ist, um Mitwirkung zu ermöglichen“. 

Theo Peschkes (SPD) sagte voraus: „Solch gra-
vierende Änderungen, wie die Landesregierung 
sie plant, können niemals gegen die Beschäftig-
ten durchgesetzt werden.“ Wenn es dennoch 
versucht werde, treibe das gerade die gut moti-
vierten Mitarbeiter „in die innere Emigration“.

Minister Dr. Ingo Wolf (FDP) unterstrich: „Ziel 
des Ganzen ist die Beschleunigung, eine Erhö-
hung des Veränderungstempos auch bei ver-
waltungsinternen Entscheidungen, und dies im 
Einklang mit Organisationsentscheidungen auf 
anderen Ebenen, sprich im Bund oder in ande-
ren Bundesländern.“ 

... ist Petra Schneppe von der SPD. Zu Beginn der Plenarsitzung am  
7. März wurde sie von Landtagspräsidentin Regina van Dinther (r.) als Land-
tagsabgeordnete verpflichtet. Die Krefelderin Schneppe (56)  hat in der 
SPD-Fraktion die Nachfolge des ausgeschiedenen Abgeordneten Dr. Jochen 
Dieckmann angetreten. Foto: Schälte

Neu im Landtag …

Gerd Stüttgen (SPD) sagte, die von der Koa-
lition geplante Novellierung des Landesperso-
nalvertretungsgesetzes (LPVG) sei ein Frontal-
angriff auf die demokratische Mitbestimmung. 
Das knüpfe nahtlos an den „arbeitnehmerfeind-
lichen Geist der bisherigen Politik der Regierung 
der Täuschung und Enttäuschung“ an. Der 
vorliegende Kabinettsentwurf folge dem Motto: 
„Der Herr befiehlt, der Knecht muss folgen!“ 
Nach der Novellierung werde es künftig allen-
falls noch sehr eingeschränkte Beteiligungs-
rechte der Personalräte bei Abmahnungen, 
Umsetzungen oder Schichtplänen geben. Dass 
das LPVG nur an das Bundesrecht angepasst 
werden solle, sei nicht mehr als ein Scheinargu-
ment. Denn das LPVG des Landes sei eines der 
modernsten Mitbestimmungsgesetze in der ge-
samten Bundesrepublik. Es sei ein Rückschritt, 
„dieses modernste Mitbestimmungsgesetz“ der 
Republik an die Regelungen des zehn Jahre äl-
teren Bundesgesetzes anzupassen. 

Peter Preuß (CDU) betonte, es liege im Interes-
se der Beschäftigten, sich auf das Wesentliche der 
Mitbestimmung zu konzentrieren. In der Koali-
tionsvereinbarung stehe die Absicht, die öffent-
liche Verwaltung umfassend zu modernisieren, 
Bürokratie abzubauen, Strukturen zu verschlan-
ken und Verfahrensprozesse zu beschleunigen. 

Preuß zur angestrebten 
Rechtsangleichung: 

„Niemand wird be-

haupten können, dass die Anwendung eines seit 
Jahrzehnten angewendeten Rechts Mitbestim-
mung abbaut.“ Ziel des Gesetzes sei die Vereinfa-
chung des Mitbestimmungs- und Mitwirkungs-
verfahrens im Hinblick auf organisatorische und 
personelle Maßnahmen.

Horst Engel (FDP) sagte, konsequent werde 
überprüft, welche Aufgaben vom Staat weiter-
hin wahrgenommen werden sollen, welche ent-
fallen, welche privatisiert und welche Aufgaben 
kommunalisiert werden könnten. Zunehmend 
würden sich die öffentlich-rechtlichen, am Markt 
tätigen Unternehmen auch den verschärften 
Wettbewerbsbedingungen des einheitlichen euro-
päischen Binnenmarktes stellen müssen. Zur bes-
seren Leistungsfähigkeit der Verwaltung müssten 
auch die Personalvertretungen durch Verringe-
rung der Freistellungen einen Beitrag leisten. 

Monika Düker (GRÜNE) fragte: „Was ist denn 
daran modern, effizient und notwendig, wenn 
man das bewährte Erörterungsverfahren ab-
schafft? Und damit alle Maßnahmen, denen ein 
Personalrat nicht zustimmt, an die Einigungs-
stelle verweist?“ Die Abgeordnete kritisierte auch 
den ins Auge gefassten Wegfall der Mitbestim-
mung bei Privatisierungen. Dies sei ein Beispiel 
für die „Privat vor Staat-Ideologie“ der FDP. 
Die Privatwirtschaft setze längst auf motivierte 

Mitarbeiter, die in Ent-
scheidungen eingebun-
den würden.

Streit um Mitbestimmung
Koalition will Beteiligungsregeln an Bundesrecht anpassen
 
Der Landtag NRW hat im Rahmen einer Aktuellen Stunde über Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst debattiert. Zu Grunde lagen zwei Anträge, einer der SPD mit dem Titel „CDU und FDP 
greifen Mitbestimmung im öffentlichen Dienst an“ (Drs. 14/3898) und einer von CDU und FDP 
mit der Überschrift „Für eine maßvolle Reform des öffentlichen Dienstrechts“ (Drs. 14/3899). 

ÖFFENTLICHER DIENST
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Kommunalbetriebe vor dem Aus?
Wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden stark umstritten
 
Draußen vor dem Landtag wurde gegen die Privatisierung kommunaler Dienstleistungen de-
monstriert, drinnen im Plenarsaal debattierten derweil die Landtagsabgeordneten auf Antrag 
der SPD-Fraktion über den Antrag „Kommunale Wirtschaftskraft erhalten – Lebensqualität 
der Menschen in NRW sichern“ (Drs. 14/3837). Das geschah vor dem Hintergrund der von der 
Landesregierung geplanten Änderung der Gemeindeordnung, die die wirtschaftliche Betäti-
gung der Gemeinden auf die Leistungen der Daseinsvorsorge begrenzen will.
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Gegen engere Grenzen für kommunale Unternehmen de-
monstrierten nach Schätzung der Medien an die 25.000 
Menschen vor dem Landtagsgebäude.  Fotos: Schälte

Ralf Jäger (SPD) warf der Landesregierung 
vor, das Ziel „Privat vor Staat“ zu verfolgen 
und die kommunalen Unternehmen durch 
ihr Vorhaben zu schwächen. Damit drohten 
drastische Verschärfungen. Diese Situation sei 
eine Behinderung des fairen Wettbewerbs, die 
es nirgendwo anders in Deutschland gebe, so 
Jäger. Eine Privatisierung der Dienstleistung 
führe zu höheren Preisen und schlechter Qua-
lität, was insbesondere im europäischen Wett-
bewerb „verheerend“ sei. Er kritisierte diese in 
seinen Augen „kommunalfeindliche Haltung“ 
und warf der Regierung vor, nur im Sinne des 
Koalitionsvertrags, nicht aber im Interesse der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen zu handeln. 
Der Entwurf sei nichts anderes als ein „Tod auf 
Raten“. Jäger: „Wenn Sie den Stadtwerken die 
Flexibilität nehmen, sich zu verändern, dann 
nehmen Sie sie letztlich vom Markt.“ 

 
Horst Becker (GRÜNE) schloss sich der Kritik 

an der Landesregierung an. „Es gibt nicht nur 
erste Kratzer. Es blättert schon jetzt der Lack“, 
meinte er und fuhr fort, unter dem bröckelnden 
schwarzen Lack komme ein „fieses“ Gelb zum 
Vorschein. Dem Ministerpräsidenten warf er 
vor, er spiele sich zwar als Schutzpatron der Ar-
beiter auf, aber trotzdem fänden draußen De-

monstrationen gegen seine Landespolitik statt. 
Auch in den eigenen kommunalpolitischen  
Reihen werde die Forderung laut, diesen Ent-
wurf zurückzuziehen, so Becker. Er hoffe, dass 
die Regierung sich noch von ihrem Vorhaben 
abbringen lasse.

Peter Biesenbach (CDU) beschuldigte die 
Opposition, ein „verlogenes Spiel“ zu spielen. 
„Der Tod auf Raten“ sei nur ein Mittel, mit den 
Ängsten der Menschen zu spielen. Kunden wä-
ren verunsichert, Beschäftigte hätten Existen-
zängste. Er stellte klar, dass sich nichts ändern 
werde: „Die Stadtwerke lassen Busse und Bah-
nen fahren. Sie versorgen Bürger mit Strom, 
Gas und Wasser. Sie betreiben Wohnungsbau. 
Sie betreiben praktisch den gesamten Bereich 
des öffentlichen Lebens.“ Stadtwerke dürften 

sich weiter an Kraftwerken beteiligen und diese 
sogar bauen, falls es dem Nutzen der Bevölke-
rung diene. Es sollte nur nicht darüber hinaus-
gehen. „Wir wollen nur nicht, dass Stadtwerke 
London mit Strom versorgen.“

Dietmar Brockes (FDP) erklärte, die wirtschaft-
liche Betätigung der Kommunen müsse „wie-
der auf ein für die öffentliche Daseinsvorsorge 

notwendiges Maß zurückgeführt“ werden. Das 
Kerngeschäft der Städte bei der Daseinsvorsor-
ge werde nicht angetastet. Es sei jedoch nicht 
Aufgabe des Staates, mit Geldern der Steuer-
zahler „privaten Unternehmen Aufträge streitig 
zu machen“. Es erscheine „abenteuerlich“, dass 
sich Kommunen und Stadtwerke unter ande-
rem an Reisebüros und Nagelstudios beteilig-
ten. Auch angesichts einer angespannten Haus-
haltslage gehe es nicht an, sich auf diese Weise 
neue Einnahmequellen zu erschließen. 

Innenminister Dr. Ingo Wolf (FDP) betonte, die 
kommunalen Betätigungsfelder Wasser- und 
Energieversorgung werde es auch in Zukunft 
geben. Allerdings habe man in der Vergangen-
heit einige Missbräuche erlebt. Deshalb beste-
he die Sorge, dies könnte sich in der Zukunft 

wiederholen. In Ländern wie Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
gebe es vergleichbare Klauseln, „die besagen: 
Stadtwerke sollen ein besonderes Bedürfnis 
haben müssen, damit sie sich wirtschaftlich 
betätigen dürfen“. Dies beziehe sich jedoch 
ausdrücklich nicht auf Energieversorgung, 
Wasserversorgung, Wohnungswirtschaft oder 
Verkehrswirtschaft. 

Hans-Willi Körfges (SPD) meinte, die erwähn-
ten Missbräuche ließen sich schon jetzt mit der 
Gemeindeordnung „absolut wirksam ausschlie-
ßen“. Daher sei die Frage, welche Ziele mit der 
Änderung der Gemeindeordnung in Wahrheit 
verfolgt würden.

Horst Engel (FDP) machte darauf aufmerk-
sam, die wirtschaftliche Betätigung der Ge-
meinden werde mit Steuergeldern finanziert. 
Expansion zur Steigerung der Einnahmen der 
Stadtwerke sei „niemals dringender öffentli-
cher Zweck“.

Horst Becker (GRÜNE) warf der Koalition vor, 
die Interessen der Arbeitnehmer der kommu-
nalen Betriebe zu ignorieren und den Grund-
satz „Privat vor Staat“ durchsetzen zu wollen. 
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Ursula Meurer (SPD) 
zeigte sich besorgt über Mel-

dungen, wonach die Landesregierung 
beim Nichtraucherschutz in Gaststätten ei-
nen Sonderweg anstrebe. Geschuldet sei dies 
offenbar der Koalition der CDU mit der FDP, 
„einem Partner, der so liberal ist, dass ihm die 
große Freiheit der Raucher vor Kinder- und 
Jugendschutz und vor Nichtraucherschutz 
geht“, so Meurer. „Sie wollen es den Gastro-
nomen überlassen, sich zu Nichtraucher-Gast-
stätten zu erklären. Dann stehen wir wieder 
am Beginn der Debatte.“ Der Deutsche Ho-
tel- und Gaststättenverband (DEHOGA) habe 
zwei Jahre lang versucht, den Nichtraucher-
schutz durch freiwillige Selbstverpflichtungen 
seiner Mitgliedsunternehmen zu regeln. „Er 
ist gescheitert!“ Aus diesem Grund habe die 
SPD jetzt einen eigenen Entwurf eines Pas-
sivraucherschutzgesetzes eingebracht, das seit 
Langem überfällig sei. Konkret gehe es darum, 

das Rauchen in öffentlichen 
Gebäuden, Einrichtungen der Kinder- 

und Jugendhilfe, Institutionen des Gesund-
heitswesens, Bildungs-, Altenpflege- und Be-
hinderteneinrichtungen sowie in Diskotheken 
und Gaststätten – ohne Unterschied zwischen 
Schank- und Speisewirtschaft – zu verbieten. 
Im bundesweiten Vergleich sei das der am wei-
testen gehende Entwurf zum Passivraucher-
schutz, erklärte die Abgeordnete. Ausnahmen 
müsse es jedoch da geben, wo der öffentliche 
Raum den privaten ersetzt, wie in geschlosse-
nen Anstalten der Forensik oder der Psychia-
trie. „Wir werden niemanden zwingen, nicht 
zu rauchen, wir werden aber den Nichtraucher 
vor dem Passivrauchen schützen.“

Rudolf Henke (CDU) argumentierte von der 
Warte des Mediziners. Zwar werde seit Langem 
gegen den Tabak gepredigt, doch allen gut ge-
meinten Appellen zum Trotz sei es bis heute 
nicht gelungen, einem zuverlässigen Nichtrau-
cherschutz zum Durchbruch zu verhelfen. Die 
Zeiten, als „Zwangsbequalmung von Nicht-

rauchern“ bloß eine Frage der Höflichkeit 
war, seien vorbei: „Rauchen ist die häufigste 
Einzelursache für Erkrankungen und Todes-
fälle in Deutschland. 35 Millionen erwachsene 
Nichtraucher werden von den Rauchern heute 
gezwungen, zu Hause, am Arbeitsplatz oder in 
der Freizeit unfreiwillig mitrauchen zu müs-
sen“, so Henke. 3.000 Nichtraucher koste die-
ser Umstand jedes Jahr das Leben. Diese Fak-
ten machten deutlich: „Tabakqualm ist nicht 
nur lästig, Tabakqualm ist giftig.“ Daher habe 
niemand das Recht dazu, seine Mitmenschen 
zur Befriedigung der eigenen Lust am Rauchen 
zu vergiften. „Es ist ja auch nicht gestattet, an-
deren in ihr Bier zu pinkeln“, meinte Henke 
drastisch. Vor diesem Hintergrund begrüße er 
es, dass in dieser Frage die parlamentarischen 
Initiativen der Koalition so wie auch der Op-
positionsfraktionen grundsätzlich in die glei-
che Richtung wiesen. Von der Landesregierung 
erwarte er alsbald die Vorlage eines umfassen-
den Nichtraucherschutzgesetzes für NRW, das 
den einstimmigen Beschlüssen der Gesund-
heitsministerkonferenz folge.

„Nicht nur lästig, sondern giftig“
Engagierte Debatte über Tabakqualm in Gaststätten
 
In zwei Punkten herrschte Einigkeit im Parlament: Passivrauchen ist ungesund und Nichtraucher müssen durch ein Rauchverbot in vielen Bereichen des 
öffentlichen Lebens besser geschützt werden. Weniger Einigkeit gab es hingegen in dem Punkt, wie weitreichend ein solches Rauchverbot formuliert werden 
soll. Bei Kindertageseinrichtungen, Schulen oder Krankenhäusern waren sich alle Fraktionen einig. Für deutlich mehr Zündstoff sorgte die Diskussion über 
ein allgemeines Rauchverbot in der Gastronomie. Während die Opposition hier auf ein ausnahmsloses Verbot pochte, warnten die Liberalen vor „Über-
regulierung“. Grundlage der hitzigen Debatte war ein Gesetzentwurf der SPD zum Passivraucherschutz (Drs. 14/3673). Zum Ende der Aussprache wurde 
der Entwurf zur weiteren Beratung an 14 der insgesamt 18  
Ausschüsse des Landtags überwiesen.

NICHTRAUCHERSCHUTZ
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Barbara Steffens (GRÜNE) warf der CDU vor, 
in der Koalition mit der FDP zu „kuschen“, 
statt sich tatsächlich für die Belange und den 
Schutz von Nichtrauchern einzusetzen. Was 
die Christdemokraten derzeit veranstalteten sei 
„Augenwischerei“ und ein „Eiertanz ohneglei-
chen“. Steffens: „Sagen Sie doch besser ehrlich: 
Liebe Leute, erwarten Sie von der CDU und 
FDP nicht, dass Nichtraucherinnen und Nicht-
raucher geschützt werden, wir tun es nämlich 
nicht. Wir verkünden nur, dass der Schutz uns 

wichtig ist. Wir können Ihnen auch erklären, 
woran Sie sterben, aber dass Sie sterben, dar-
an werden wir nichts ändern.“ Eine Regelung 
des Nichtraucherschutzes auf Bundesebene be-
zeichnete Steffens als die beste Lösung. Sie regte 
daher eine fraktionsübergreifende Bundesra-
tsinitiative an. Sollte dies nicht gelingen, sei 
eine Regelung auf Landesebene die zweitbeste 
Lösung. Die GRÜNE-Fraktion habe mit einem 
Antrag bereits im August vergangenen Jah-
res ihren Willen bekundet, eine Initiative zum 
Nichtraucherschutz zu ergreifen. Daher be-
grüßte sie es als Schritt in die richtige Richtung, 
dass jetzt ein Gesetzentwurf der SPD-Fraktion 
auf dem Tisch liege.

Dr. Stefan Romberg (FDP) stellte fest: „Allen 
ist klar, dass Passivrauchen schädlich ist, dass 
Nichtraucher deutlich besser als bisher geschützt 
werden müssen und dass hierzu ein umfassendes 
Rauchverbot in vielen Bereichen des öffentli-
chen Lebens notwendig ist.“ Gleichzeitig warnte 
er jedoch vor Überregulierung. „Überzogener 
Nichtraucherschutz schadet der Sache und über-
spannt den Bogen“, mahnte er. Beispielsweise sei 
die Forderung nach einem Rauchverbot im eige-
nen Auto unsinnig. Solch ein Verbot stoße auch 
auf keine Akzeptanz in der Bevölkerung. „Diffe-
renzierte Lösungen“ forderte Romberg auch für 
Gaststätten. Laut Umfrage des ZDF stimmten 
nur 28 Prozent der Bevölkerung für ein absolu-
tes Rauchverbot. 43 Prozent hätten sich hinge-
gen dafür ausgesprochen, dass der Gastwirt be-

NICHTRAUCHERSCHUTZ

SEITE  · LANDTAG INTERN  /

stimmen kann, ob sein Lokal ein Raucher- oder 
Nichtraucherlokal ist. Darüber hinaus führe 
ein Rauchverbot in Kneipen eher dazu, dass die 
Menschen mehr zu Hause rauchten und dass 
Kinder geschädigt würden, so Romberg. Die 
FDP unterstütze daher den Vorschlag des Minis-
terpräsidenten, die Einrichtung von reinen Rau-
cherkneipen mit entsprechender Kennzeichnung 
zu ermöglichen. Romberg: „Diese Koalition steht 
für angemessenen, praktikablen, nachhaltigen 
und zielführenden Nichtraucherschutz.“

Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) 
betonte, die Notwendigkeit eines umfassendes 
Schutzes der Nichtraucherinnen und Nicht-
raucher sei unbestritten. Das habe auch der 
Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz 
der Länder in Hannover einstimmig bestätigt. 
Ausnahmen von einem Rauchverbot sollten nur 
dann zulässig sein, wenn dies „zwingende kon-
zeptionelle oder therapeutische Gründe recht-
fertigen oder wenn die Privatsphäre gewahrt 
werden muss“, so Laumann. Übereinstimmung 
habe darin bestanden, dass auch Gaststätten von 
dem Rauchverbot nicht ausgenommen werden 
dürften. Rauchen solle lediglich in definierten 
Räumen möglich sein, für die eine ausdrückli-
che Kennzeichnung zu erfolgen habe. Zudem 
sei zu klären, inwieweit einzelne gastronomische 
Betriebe gegebenenfalls die Möglichkeit erhalten 
könnten, sich zu so genannten Rauchergaststät-
ten zu erklären. Dies werde derzeit von Fach-
leuten seines Ministeriums, der Staatskanzlei, 
des Wirtschaftsministeriums und des Wissen-
schaftsministeriums zusammen mit dem Hotel- 
und Gaststättenverband und der IHK geprüft. 
„Die Grundsätze von Verhältnismäßigkeit und 
Übermaßverbot sowie die Berücksichtigung der 
Privatsphäre von Rauchern und Nichtrauchern 
verlangen eine differenzierte und ausgewogene 
Gesetzgebung“, sagte der Minister. „Deshalb 
sollten wir uns schon die Zeit gönnen, ein hand-
werklich vernünftiges Gesetz in diesem Bereich 
vorzulegen, weil wir in viele Lebensbereiche von 
Menschen regelnd eingreifen.“ Er kündigte an, 

in Abstimmung mit allen Ressorts, noch vor der 
Sommerpause ein umfassendes Nichtraucher-
schutzgesetz für NRW vorzulegen.

Britta Altenkamp (SPD) übte Kritik an der 
Haltung der CDU: Nach langem Ringen um 
die Föderalismusreform habe das Land nun 
endlich die Möglichkeiten und das Recht, nach 
der Gaststättenverordnung und dem Gaststät-
tengesetz tatsächlich etwas zu regeln. Da sich 
aber der Koalitionspartner FDP in der Frage 

des Rauchverbots in Gaststätten quer stelle, 
sehe die CDU den Bund in der Pflicht, über 
die Arbeitsstättenverordnung eine Lösung zu 
erarbeiten. „Das ist Föderalismusdiskussion 
verkehrt herum“, befand Altenkamp. „Mit un-
serem Vorschlag für ein Passivraucherschutz-
gesetz geht es uns mitnichten darum, über das 
Ziel hinauszuschießen und die Gastronomie 
abzuwürgen. Sondern wir wollen dazu beitra-
gen, dass es aufgrund von Ausnahmeregelun-
gen nicht zu Wettbewerbsverzerrungen kom-
men kann.“

Barbara Steffens (GRÜNE) unterstich, man 
wolle keinen „Flickenteppich“ für NRW 
– Stichwort separate Räume oder Unterschei-
dung zwischen Speise- und Schankwirtschaft 
–, sondern eine umfassende Lösung, die die 
gesamte Gastronomie beinhaltet. „Alle diese 
Ausnahmeregelungen schaffen Probleme, aber 
sie schaffen weder Sicherheit für die Gastrono-
mie noch schaffen sie Sicherheit für die Men-
schen, die vor dem Qualm geschützt werden 
wollen.“

Dr. Gerhard Papke, FDP-Fraktionsvorsitzender, 
spielte den Ball zurück: „Sich hier hinzustellen, 
Frau Kollegin Steffens, und anderen vorzuwer-
fen, sie würden nichts oder zu wenig für einen 
verbesserten Nichtraucherschutz tun, während 
Sie in zehn Jahren Regierungsbeteiligung nichts 
auf die Reihe bekommen haben, ist schon aben-
teuerlich.“ 

Rudolf Henke (CDU) Dr. Stefan Romberg (FDP)Barbara Steffens (GRÜNE)
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Verlustrechnung
In Deutschland rauchen 33 Prozent der Erwachsenen. Bei den Ju-

gendlichen in Deutschland sinkt erfreulicherweise seit einiger Zeit die 
Raucherquote: In der Altersgruppe von 12 bis 17 ist sie von 28 im Jahr 
2001 auf 20 Prozent im Jahr 2005 zurückgegangen – nicht zuletzt ein 
Erfolg von Anti-Raucher-Kampagnen wie „Be smart – dont start“. Das ist 
ein Wettbewerb für Schüler und Schülerinnen, bei dem sich Schulklassen 
verstärkt mit dem Thema Rauchen auseinandersetzen.

Der Drogen- und Suchtbericht 2006 der Bundesregierung beziffert 
die Zahl der Todesfälle durch Tabakkonsum mit 110.000 pro Jahr, das 
Deutsche Krebsforschungszentrum setzt die Ziffer mit etwa 140.000 an. 
Tabakrauchen führt oft zu Krebs, vor allem Lungenkrebs, zu Kreislauf- 
und Atemwegserkrankungen sowie zu Magengeschwüren. In Deutschland 
sterben Jahr für Jahr laut Krebsforschungsinstitut an die 3.300 Nicht-
raucher an Krankheiten, die durch Passivrauchen verursacht werden. Auf 
NRW entfallen davon rund 750 Menschen, wie im Plenum vorgerechnet 
wurde. Man schätzt, dass Raucher ihre Lebenserwartung um fünf bis neun 
Jahr verkürzen. 

Eine ältere Studie beziffert die Kosten für Gesundheit und Wirtschaft 
auf jährlich 17 Milliarden Euro. Andere setzen den Schaden auf 20 Milli-
arden Euro und weit mehr an.

Die deutsche Tabakwarenindustrie setzte 2005 knapp 20 Milliarden 
Euro um. Sie beschäftigte im selben Jahr 11.220 Menschen. 

Dem stehen jene 14 Milliarden Euro gegenüber, die der Bund 2005 
an Tabaksteuer kassiert hat.

Was gibt es nicht alles, und was hat man nicht alles versucht: Ni-
kotinpflaster, Nikotinkaugummi, autogenes Training, Aku-
punktur, Tai-Chi, der Entwöhnungskurs in der Volkshoch-

schule, das Nichtrauchertraining der Krankenkasse. Nur den wenigsten 
gelingt es, mit großer Willensanstren-
gung und ohne fremde Hilfe von heute 
auf morgen den Glimmstängel beiseite 
zu legen. 

Warum überhaupt dieser Verzicht? 
Raucherinnen und Raucher sind kom-
munikativ, sie schätzen die guten und 
schönen Dinge des Lebens. Sie sind in 
der Lage zu genießen. Was gibt es heime-
ligeres und gemütlicheres als die verräu-
cherte Eckkneipe, wo man nach einem 
harten Arbeitstag bei Bier und Zigarette 
abschalten kann? So lautet das Klischee. 
Rauchen spült außerdem dem Staat noch 
Geld in die klammen Kassen. Es sichert 
Arbeitsplätze in der Tabakindustrie und 
– ohne allzu zynisch zu sein – in direkter 
Folge auch im Gesundheitswesen.

Denn das ist die Kehrseite: Rau-
chen macht nicht nur süchtig, Rauchen 
macht mit großer Wahrscheinlichkeit 
auch krank, sehr krank sogar. 90 Prozent 
aller an Lungenkrebs leidenden Patien-
ten sind Raucher. Das Einstiegsalter in 
die Alltagsdroge Nikotin liegt bei unter 
zwölf Jahren. Mit jedem Zug inhalieren 
Raucherinnen und Raucher ein Furcht 
einflößendes Gemisch aus Blausäure, 
Ammoniak, Kohlenmonoxid, Benzol, Vinylchlorid, Arsen, Cadmium, 
Chrom und radioaktivem Polonium 210. 

Das alles ist bekannt, das alles kann man wissen. Seit 210 Jahren, so 
war es in der Landtagsdebatte zu hören, werde von der Schädlichkeit 

des Tabaks gepredigt. „Nach diesen 210 Jahren habe ich keine Hoffnung 
mehr“, bekannte der CDU-Abgeordnete und Arzt Rudolf Henke jüngst 
im Plenum, „dass man die Raucher mit bloßen Appellen über die Beein-
trächtigung ihrer eigenen Gesundheit oder Wünschen an ihre Bereitschaft 

zur Rücksichtnahme gegenüber anderen 
dazu bringen kann, die Zwangsbequal-
mung von Nichtrauchern aufzugeben“.

Also werden jetzt andere Saiten auf-
gezogen. In Europa haben sich Italien, 
Irland, Großbritannien, Finnland, Nor-
wegen, Schweden, Spanien und Malta 
zu rauchfreien Nationen erklärt. Was 
kaum einer geglaubt hat: Es funktio-
niert. Rauchgeschwängerte Kneipenluft 
muss also doch nicht sein, um sein Feier-
abendbier oder seinen Abendschoppen 
zu trinken. 

Während unter den Landesregie-
rungen in Deutschland noch erörtert 
wird, ob es eng begrenzte Ausnahmen 
vom umfassenden Nichtraucherschutz 
geben soll, ist sich der Landtag Nord-
rhein-Westfalen seiner Vorbildfunktion 
bewusst. Ab 1. April 2007 gilt im Hohen 
Haus ein umfassendes Rauchverbot in 
allen öffentlich zugänglichen Bereichen. 
Eine gute Gelegenheit also, um mit dem 
Rauchen aufzuhören: Auch hier gibt es 
ein Angebot des Landtags. „Wie wer-
de ich Nichtraucherin, wie werde ich 
Nichtraucher“ – auf diese Frage soll eine 
Informationsveranstaltung eine Antwort 

liefern. „In einem zweiten Schritt“, schreibt die Landtagspräsidentin an 
alle Beschäftigten, „ist geplant, den Bedarf für weitere Angebote zu Rau-
cherentwöhnung zu ermitteln und gegebenenfalls entsprechende Semina-
re anzubieten.“ JK

Rauchsignale aus dem Landtag
Das Parlament verwirklicht umfassenden Schutz vor Passivrauchen 
 
Rauchen – Lust oder Laster? Wer zwischen beiden Polen schwankt, der hat auf jeden Fall Recht, wenn er feststellt: Regelmäßiges Rauchen führt 
irgendwann zur Sucht. Jeder, der sich einmal das Rauchen abgewöhnt hat (viele tun das immer wieder), weiß, wie schwer es dem Organismus fällt, 
auf die Droge Nikotin zu verzichten. 

NICHTRAUCHERSCHUTZ
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Verwaltungshandeln auf dem Prüfstand
Hormonschwankung und Adoption – aus dem Alltag eines Ausschusses
 
Der Polizeiberuf ist stressig und gefährlich. Wer ihn ergreifen will, muss hohe Anforderungen erfüllen und hat sich zudem verschiedener Eignungs-
tests fachlicher und medizinischer Art zu unterziehen. Auch wenn diese bestanden werden, muss das noch nicht heißen, dass Vater Staat grünes 
Licht gibt zum Überstreifen der Polizeiuniform.

So widerfuhr es einer jungen Frau, die sich 
um eine Ausbildung im Polizeivollzugs-
dienst bewarb. Sie erfüllte nahezu alle Kri-

terien, doch am Ende wurde bei ihr eine „Störung 
des endokrinen Systems“ festgestellt. Das reichte, 
um sie als untauglich abzulehnen. Der Betroffe-
nen reichte es, um sich an den Petitionsausschuss 
zu wenden. Dem wiederum reichte es, um fest-
zustellen und zu fragen, wie das die Vorsitzende 
des Petitionsausschusses, Inge Howe (SPD), bei 
der Vorlage des Halbjahresberichts im Plenum 
tat: „Bis zu 40 Prozent aller Frauen leiden un-
ter solchen Hormonschwankungen. Sollte man 
ernstlich annehmen, dass knapp die Hälfte aller 
Frauen per se zum Polizeidienst untauglich ist? 
Und ich frage Sie: Welcher Mann kennt eigent-
lich seine hormonellen Schwankungen?“

Die Vorsitzende setzte nach. Dieses Verhal-
ten sei geradezu als Eingriff in die Grundrechte 

auf Berufsfreiheit und Gleichbehandlung anzu-
sehen. Weil der Einstellungstermin unmittelbar 
bevorstand, habe der Petitionsausschuss schnell 
zu einem Ergebnis kommen müssen, erläuterte 
Howe. Denn der jungen Frau sollte ja noch die 
Einstellung ermöglicht werden. Die Vorsitzen-
de zum Ausgang der Sache: „Nach intensiver 
Diskussion und Vorlage qualifizierter medi-
zinischer Bescheinigungen gab das Innenmi-
nisterium nach und ernannte die Petentin zur 
Beamtin auf Widerruf.“ 

Rechtssicherheit

Sie fügte hinzu, dass damit der Fall für den 
Ausschuss noch nicht abgeschlossen sei. Denn 
solange die geltende Rechtsgrundlage unverän-
dert bleibt, sei mit zahlreichen gleichgelagerten 
Fällen zu rechnen. Eine Verordnung, die einer 
Vielzahl von Frauen den Zugang zum Polizei-
dienst verwehre, „darf verfassungsrechtlich und 
gemessen am allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatz keinen Bestand haben“. 

In einem anderen Beispiel für das Fehlver-
halten einzelner Verwaltungsstellen ging es um 
ein Baby. Dessen Mutter war per Gericht wegen 
unbestreitbarer Erziehungsunfähigkeit das Sor-
gerecht aberkannt und dem Kreis übertragen 
worden. Der Kreis setzte sich über die Empfeh-
lung eines Sachverständigen hinweg, das Kind 
in eine Adoptivpflegestelle weiterzuvermitteln 
und gab das Kind in eine Dauerpflegestelle. 
„Daraufhin entzog das Gericht dem Jugendamt 
das Sorgerecht und übertrug es auf eine Vor-
münderin, die gleichzeitig auch die Petentin 
ist“, erläuterte Howe weiter. 

Wer nun gemeint hatte, die Sache sei erle-
digt und das Kind hätte mit Hilfe des Jugend-
amtes der Stadt neue Adoptiveltern gefunden, 
der hatte seine Rechnung ohne die Behörden 
gemacht. „Es begann ein regelrechter Kampf 

darum, ob das Baby dort bleiben sollte, wo es 
nun war oder wieder in die Dauerpflegestel-
le zurückvermittelt werden sollte“, berichtete 
Howe und äußerte ihr Befremden darüber, dass 
das Wohl des Kindes mehr und mehr in den 
Hintergrund des behördlichen Handelns getre-
ten sei. Der Streit ging weiter, ein gemeinsames 
Handeln im Interesse des Kindes war nicht zu 
erreichen. „Letztlich übergaben die inzwischen 
verzweifelten Adoptiveltern das Kind den Ver-
tretern des Kreisjugendamtes. Dieses gab das 
Kind wieder zurück in die Ursprungsfamilie“, 
berichtete die Vorsitzende weiter. 

 Sie meinte abschließend: „Der Fall ist ex-
emplarisch dafür, was sture Rechtsanwendung 
für Folgen haben kann, wenn das eigentliche 
Ziel aus den Augen verloren wird. Der Petiti-
onsausschuss hat das Verhalten aller Beteiligten 
entsprechend scharf kritisiert und das Fachmi-
nisterium gebeten, den Fall in einem von ihm 
fachlich geführten Dialog beider Jugendämter 
aufzuarbeiten.“  RS

Beauftragtenwesen
In ihrem Halbjahresbericht machte die Vorsitzende 

Inge Howe Vorbehalte gegenüber der Beauftragtenpolitik 
der Landesregierung deutlich: Im Grunde genommen sei 
diese Politik nicht schlecht, meinte sie. So würde wichtige 
Arbeit für behinderte Menschen, Ausländer oder in Sa-
chen Gleichstellung geleistet. Andererseits aber bestehe 
das Risiko, dass auf diese Weise die Petitionsarbeit des 
Parlaments und damit auch der unmittelbare Kontakt zu 
den Menschen zunehmend gemindert werde. Der Aus-
schuss laufe Gefahr, sein Ansehen und seine Legitimation 
zu verlieren. „Beauftragte sind eine Einrichtung der Lan-
desregierung und nicht des Parlaments. Das Parlament als 
erste Gewalt im Staat wird dem Maße seiner Bedeutung 
beraubt, wie die Exekutive ihre Zuständigkeiten ausbaut“, 
mahnte die Vorsitzende.

PETITIONEN
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Die Vorsitzende  
Inge Howe (SPD)  
beim Vortrag des  
Petitionsberichts  

im Plenum.
Fotos: Schälte
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Franz-Josef Knieps, Ausschussvorsitzender, und Guntram Schneider, Vorsitzender des DGB-Landesbezirks NRW, im Ge-
spräch vor der Zuschauerkulisse im Plenarsaal. Foto: Schälte

Im Jahr 2004 war in einem Gutachten kriti-
siert worden, der damals neu eingeführte 
Vorstand des RVR entspreche nicht den 

Mehrheitsverhältnissen der Verbandsversamm-
lung. Deren Vertreter werden nach jeder Kom-
munalwahl von den Stadträten und Kreistagen 
gewählt. Der Vorstand hingegen besteht derzeit 
aus den 15 Oberbürgermeistern und Landräten 
des Ruhrgebiets sowie den Fraktionsvorsitzen-
den der im RVR vertretenen Fraktionen. Vorteil 
dieser Regelung ist: Da auch die kommunalen 
Spitzenbeamten der Region im Gremium vertre-
ten sind, ist damit bei diesem Verband, der über 
einen Etat von gerade einmal 50 Millionen Euro 
verfügt, auch die kommunale Seite eingebunden. 

Die Befürworter der Neuregelung sehen ein 
Mehr an demokratischer Legitimation. Das tue 
diesem  durchaus politischen Führungsgremi-
um gut und lasse keinen  Qualitätsverlust für 
die Arbeit des RVR erkennen. Die kommunalen 
Spitzenvertreter wolle man auch zukünftig in das 
neue Gremium einbinden. Zur Frage, wann der 
neue  Verbandsausschuss seine Arbeit aufneh-
men könnte, gab es unterschiedliche Antworten. 
Einige Experten tendierten dazu, bis zur nächsten 
Kommunalwahl zu warten. Auch das Gesamtpro-
jekt Verwaltungsstrukturreform habe einen Zeit-
korridor bis 2012, begründeten sie ihre Ansicht.

Spätestens zur nächsten Kommunalwahl 
soll der Regionalverband dann auch für die re-

Ruhrgebiet – ein Verband soll aufgewertet werden
Ausschuss hört Sachverständige zur Umgestaltung des RVR 

5,3 Millionen Menschen leben in der Metropolregion zwischen Lippe, Rhein und Ruhr. Beim Großereignis „Kulturhauptstadt 2010“ will sich 
dieser Ballungsraum endlich auch als Einheit präsentieren. Durch das Ruhrgebiet laufen gleich mehrere Verwaltungsgrenzen: Die Bezirksregie-
rungen Arnsberg, Düsseldorf und Münster teilen sich derzeit die Planung für die Region. Das soll sich nun ändern: Die Landesregierung will die 
Regionalplanung zentral beim Regionalverband Ruhr (RVR) ansiedeln. Gleichzeitig soll der Vorstand des RVR durch einen Verbandsausschuss 
ersetzt werden (Drs. 12/2774). Zur Klärung der unterschiedlichen Positionen zu diesem Vorhaben traten im Wirtschaftsausschuss (Vorsitz Franz-
Josef Knieps, CDU) 25 Experten zur Anhörung auf.

REGIONALPLANUNG
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gionale Planung gemäß Landesplanungsgesetz 
zuständig sein. Aufgaben, die bisher bei den 
Regionalräten der Bezirksregierungen liegen. In 
einer EU der Regionen müsse ein Ballungsraum 
wie das Ruhrgebiet auch eine funktionierende 
Verwaltung, Wirtschaftsförderung und Regio-
nalplanung haben. „Wir brauchen eine zeitna-
he Planung aus einer Hand. Es gibt Bedarf für 
die Überwindung von Grenzen“, so die andere 
Position. 

Eigenverantwortung

Man habe aber mit den Masterplänen, ge-
meinsamen Flächennutzungsplänen und zahl-
reichen informellen Gesprächen in den letzten 
Jahren Instrumente in die Hand bekommen, die 
erst Wirkung zeigen müssten, entgegneten die 
Kritiker. Angesichts des beispielsweise gerade 
verabschiedeten gemeinsamen Regionalplanes 
östliches Ruhrgebiet gebe es hier derzeit ohne-
hin kaum Handlungsspielräume. Außerdem sei  
in der Vergangenheit nicht ein Projekt daran ge-
scheitert, dass sich die drei Bezirksregierungen 
nicht einigen konnten. Koordinierungsbedarf 
mit Arnsberg, Münster und Düsseldorf werde 
es zudem in den Randgebieten des Ruhrgebie-
tes auch in Zukunft geben. Aber, so lautete das 
Gegenargument, durch die Konzentration der 
Regionalplanung auf den RVR werde nicht nur 
die Eigenverantwortung gestärkt, sondern auch 
die Arbeit insgesamt effektiver. 

Am Ende also kein eindeutiges Votum an 
die Landespolitiker. Die werden die unter-
schiedlichen Argumente auswerten. Damit 
setzt sich eine Debatte fort, die den Landtag in 
den vergangenen Jahrzehnten bereits mehrmals 
beschäftigt hat. Seit den 1980er Jahren wird im 
Ruhrgebiet diskutiert, die westfälischen und 
rheinischen Teile der Region in einem eigenen 
Regierungsbezirk Ruhr zu vereinigen. Diese 
Idee wurde schon 60 Jahre zuvor angedacht. 
1965 folgten dann Pläne der damaligen nord-
rhein-westfälischen Landesregierung zur Bil-
dung eines Regierungsbezirks Ruhrgebiet. Nach 
einem Regierungswechsel wurden sie nicht wei-
ter verfolgt vok

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.4/Dokumentenarchiv/Parlamentspapiere/suche_nrw.php?page=p&sub=pnrw


Gesucht: Der richtige Rahmen
Deutschland will den Wettmarkt regeln/Monopol oder Liberalisierung?
 
Die Landtagsabgeordneten können nur zustimmen, ablehnen oder sich der Stimme enthal-
ten – wenn es in ein paar Monaten darum geht, einen zwischen den Ländern ausgehandelten 
Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland zu ratifizieren. Inhaltlich können sie das 
Vertragswerk nicht verändern, wie aus dem Kreis der Abgeordneten angemerkt wurde. Den-
noch – es dauerte vier Stunden, bis Juristen, Suchtexperten, Veranstalter, Automatenaufsteller 
und Nutznießer der Zweckerlöse („Destinatäre“) ihre Vorschläge und Einwände im Plenarsaal 
des Landtags vorgebracht hatten. 

Der Hauptausschuss (Vorsitz Werner 
Jostmeier, CDU) und der Gesund-
heitsausschuss (Vorsitz Günter Gar-

brecht, SPD) hatten zur öffentlichen Anhörung 
geladen. Es ging dabei um Grundsätzliches, um 
„die gesellschaftliche, kulturelle und politische 
Dimension des Glücksspiels, einschließlich der 
Automatenspielsucht“. 25 Expertinnen und Ex-
perten waren um ihre Meinung gefragt.

Arbeitsplätze in Gefahr?

„Meine Branche soll vernichtet werden“, 
klagte der Lottovermittler Norman Faber mit 
Blick auf den „schlechten, unfairen und verfas-
sungswidrigen“ Vertrag und fuhr fort: „Wenn 
der kommt, bin ich erledigt und 5.000 weitere 
Arbeitsplätze in NRW, 35.000 im Bund.“ Da-
neben müssten nach seiner Schätzung 30 bis 
50 Prozent der Lottoannahmestellen schließen. 
Bei dem Staatsvertrag gehe es nicht um die 
Bekämpfung der Spielsucht – der beim Lotto 
ohnehin nur ein verschwindend geringer An-
teil (etwa 0,3 Prozent) der Teilnehmer erliege, 
wie andere Experten einwarfen –, sondern „um 
die Einnahmen, die verteidigt werden müssen 
gegen Wettanbieter etwa aus Malta“. In die-
sem EU-Land fallen lediglich etwa vier Prozent 
Steuern auf die Roherträge im Wettmarkt an. 
In Deutschland fließen 45 Prozent des Spielein-
satzes an den Staat, der einen Teil davon an die 
Nutznießer („Destinatäre“) weiterreicht. 

Um welche Beträge geht es bei den Glücks-
spielen hierzulande? Die Statistik besagt, dass 
jeder Bundesbürger im Jahr etwa 26 Euro ver-

wettet. Damit steht Deutschland am unteren 
Ende der Skala in Europa. Für private Wettan-
bieter ist das ein Anreiz, auf diesen in ihren 
Augen „entwicklungsfähigen“ deutschen Markt 
mit ihren Angeboten zu drängen. Sie blicken 
nach Großbritannien, wo jeder Einwohner 
jährlich knapp 500 Euro bei Pferderennen und 
Sportveranstaltungen „verzockt“. 

Ob mit dem Staatsvertrag, der das staatliche 
Monopol für Wetten in Deutschland festschrei-
ben wird, eine „Schutzmauer“ um den deut-
schen Wettmarkt gezogen werden soll oder ob 
eine staatliche Konzessionierung oder gar die 
völlige Liberalisierung des Markts vorzuziehen 
ist, das interessierte nicht nur die Juristen unter 
den Sachverständigen, sondern auch die Sucht-
bekämpfer. Die verwiesen auf die Gültigkeit der 
Gleichung „mehr Glücksspiel, mehr Glücks-
spielsüchtige“. Daher müssten die Angebote 
kontrolliert und die Nachfrage reduziert wer-
den. Dem Land NRW wurde beim Kampf gegen 
die Spielsucht ausdrücklich Vorbildcharakter 
attestiert: Seit Jahren gebe es Programme zur 
Prävention und auf Losen werde die Telefon-
nummer einer Beratungshotline gegen Spiel-
sucht abgedruckt. Wenn andere Bundesländer 
sich anschlössen, könnte die erforderliche „na-
tionale Dachkampagne zur Prävention gegen 
Spielsucht“ initiiert werden, meinte man.

Die Destinatäre, waren gegen eine Be-
schränkung ihrer Einnahmen, etwa aus dem 
Spiel 77: So sei die Förderung des Sports in 
NRW Verfassungsauftrag. Eine Liberalisierung 
des Glücksspiels setze die Arbeit von 500.000 
ehrenamtlich in diesem Bereich tätigen Men-
schen für das Gemeinwohl aufs Spiel. Einen 

Wegfall der Zweckerträge hielt auch die Nord- 
rhein-Westfalen-Stiftung für Naturschutz, Hei-
mat- und Kulturpflege für verhängnisvoll. Der 
Staatsvertrag sollte nicht über die Maßstäbe  
hinausgehen, die das Bundesverfassungsgericht 
festgelegt habe. 

Das oberste deutsche Gericht hat sich nicht 
gegen ein staatliches Monopol ausgesprochen. 
Es sei in Kauf zu nehmen, um Spielsucht wirk-
sam zu verhindern. Das Monopol sei aber nicht 
dazu da, die Einnahmen zu steigern. Und Eu-
ropa? Da war man übereinstimmend der Mei-
nung, dass es den nationalen Regierungen über-
lassen ist, wie sie ihren Wettmarkt organisieren: 
liberalisiert, teil-liberalisiert oder reglementiert. 
Die Regelung müsse nur dreierlei Bedingungen 
erfüllen, sie müsse „erforderlich, konsistent und 
verhältnismäßig“ sein. Bei einer Liberalisierung 
dürfe es keine Diskriminierung von Anbietern 
in der EU geben. 

Die Entwicklung schreitet fort. In einigen 
TV-Sendern kann man seit einiger Zeit über 
teure Einwahlnummern eine läppische Preisfra-
ge beantworten, um – vielleicht – zu gewinnen. 
In einem anderen Programm werden Poker-
spiele übertragen – es ist ein „Sport“-kanal. Den 
Wettmarkt kennzeichnen eben drei Eigenschaf-
ten: Er ist kreativ und dynamisch – und damit 
wegen der Risiken regulierungsbedürftig. JK

GLÜCKSSPIEL
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Insgesamt wenig Erfreuliches hatten die 
Expertinnen des Sozialwissenschaftlichen 
FrauenForschungsInstituts in Freiburg 

(SoFFI), Professor Dr. Barbara Kavemann und 
Rechtsassessorin Heike Rabe, den Ausschuss-
mitgliedern zu berichten. Beide haben an dem 
Evaluationsbericht zum Prostitutionsgesetz 
mitgearbeitet, den das SoFFI im Auftrag des 
Bundesfrauenministeriums erstellt hat. 

Bis heute, mehr als fünf Jahre nach Inkraft-
treten des Gesetzes, klafft immer noch eine 
Schere zwischen den theoretischen Möglich-
keiten und deren Anwendung in der Praxis. So 
wurde beispielsweise die Möglichkeit auf Ab-
schluss von sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnissen bislang kaum in An-
spruch genommen. Zum Erhebungszeitpunkt 
im Jahre 2004/05 hatten von 305 befragten 

Frauen gerade einmal drei einen Arbeitsvertrag 
als Prostituierte. Darüber hinaus berichteten 
nur vier Frauen davon, die Möglichkeit der zi-
vilrechtlichen Klage auf Zahlung ihres Lohns 
genutzt zu haben. Weiter hat die Befragung 
ergeben, dass immerhin 87 Prozent der Frauen 
krankenversichert sind, ein Drittel davon je-
doch als Familienmitglied und nicht unter ihrer 
Berufsbezeichnung. Lediglich 47 Prozent hatten 
eine Altersabsicherung.

In zahlreichen Einzelgesprächen mit den 
Frauen versuchten die Wissenschaftlerinnen 
den Gründen für die geringe Inanspruchnahme 
der neu geschaffenen rechtlichen Rahmenbe-
dingungen nachzugehen. Viele Befragte gaben 
zu, dass sie Scheu davor haben, sich offiziell 
zum Beruf der Prostituierten zu bekennen, be-
richtete Rabe. Die Angst vor sozialer Ausgren-

zung sei nach wie vor groß. Auch wurde es von 
den Frauen als unpassend angesehen, die von 
ihnen angebotenen sexuellen Dienstleistungen 
in Form eines Arbeitsvertrags festzuhalten, so 
die Rechtsexpertin weiter.

Leider konnten auch in anderen Bereichen 
die erhofften positiven Effekte nach Einführung 
des Prostitutionsgesetzes nicht oder nur in zag-
haften Ansätzen beobachtet werden: Das gelte 
für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
in der Prostitution ebenso wie für die Erleichte-
rung des Ausstiegs sowie für eine Verringerung 
der kriminellen Begleiterscheinungen von Pros-
titution. Andererseits hätten sich vorab von Kri-
tikern des Gesetzes geäußerte Befürchtungen 
nicht bewahrheitet: Eine Erschwernis der Ver-
folgung von Menschenhandel, Zwangsprostitu-
tion und anderen gewaltförmigen Auswüchsen 
der Prostitution sei durch das Prostitutionsge-
setz nicht eingetreten.

Ernüchterung

Ob dieser ernüchternden Ergebnisse baten 
die Ausschussmitglieder die Sachverständigen 
um Rat, wie die im Gesetz fixierten rechtlichen 
Rahmenbedingungen künftig verstärkt An-
wendung in der Praxis finden können. „Offen-
sichtlich fehlt bislang ein expliziter politischer 
Wille zur Umsetzung des Prostitutionsgeset-
zes“, meinte Kavemann. Auch sei die Frage der 
Sittenwidrigkeit im Gesetzestext nicht verbind-
lich geregelt, ergänzte Rabe. Das eröffne große 
Spielräume für individuelle moralische Inter-
pretationen. 

Aufgabe der Politik müsse es sein, für eine 
bundesweit einheitliche Klarstellung der ver-
bleibenden rechtlichen Fragen zu sorgen. Ins-
besondere sei es erforderlich, die bestehenden 
rechtlichen Instrumentarien des Gaststätten-, 
des Gewerbe- sowie des Polizei- und Ord-
nungsrechts effizienter zu nutzen und gege-
benenfalls auszubauen, um die Bedingungen, 
unter denen Prostitution praktiziert wird, zum 
Schutz der dort tätigen Personen einer rechts-
staatlichen Kontrolle zu unterwerfen. Zudem 
sollte die Politik die Prostituierten dabei för-
dern, eine eigenständige Interessenvertretung 
zu schaffen.

Der Ausschuss signalisierte Bereitschaft, die 
Anregungen und Vorschläge in sein politisches 
Handeln mit einfließen zu lassen. Ungeachtet 
der Tatsache, dass es sich um ein Bundesgesetz 
handelt, habe sich auch auf Länderebene Hand-
lungsbedarf gezeigt. ax

Der gute Wille allein …
Evaluationsbericht zum Prostitutionsgesetz im Ausschuss vorgestellt
 
In Kraft getreten ist es bereits Anfang 2002, das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Prostituierten – kurz Prostitutionsgesetz. Ziel dieses Bundesgesetzes war und ist es, die rechtli-
che und soziale Lage von Prostituierten zu verbessern. Der Zugang zur Sozialversicherung soll-
ten ermöglicht, die Begleitkriminalität zurückgedrängt, die gesundheitliche Gefährdung von 
Prostituierten abgebaut und der Ausstieg aus der Prostitution erleichtert werden. Doch dies ist 
nur bedingt gelungen. Deutlich macht das ein von der Bundesregierung in Auftrag gegebener 
Bericht zu den Auswirkungen des Gesetzes, dessen Ergebnisse jetzt dem Landesparlament, ge-
nauer gesagt dem Ausschuss für Frauenpolitik (Vorsitz Elke Rühl, CDU), vorgestellt wurden.

SOZIALPOLITIK
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Vor Sitzungsbeginn: Professor Dr. 
Barbara Kavemann (r.) und ihre 
Kollegin Heike Rabe (l.) zusam-
men mit der Ausschussvorsitzen-
den Elke Rühl (M.) Foto: Schälte
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Kalkulation und Gebühren
Neues Modell soll ökologischen Umgang mit Wasser fördern
 
Die Grünen fordern eine einheitliche Regelung für die Berechnung von Abwassergebühren und 
wollen zusätzliche Anreize für den ökologischen Umgang mit Wasser schaffen. Dafür sollen das 
Kommunalabgabengesetz und die Gemeindeordnung geändert werden, schlagen sie in ihrem 
Gesetzentwurf (Drs. 14/2594) vor. In einer Anhörung des Ausschusses für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Vorsitz Marie-Luise Fasse, CDU) nahmen Ex-
perten Stellung.

Besonders das von den Grünen vorgeschla-
gene Verfahren, wie künftig Investitionen 
bewertet werden sollen, wurde von den 

Experten im Ausschuss kritisch diskutiert. Denn 
das Bewertungsverfahren ist bei der Berechnung 
von Abschreibungen und kalkulatorischen Zin-
sen von großer Bedeutung und hat somit großen 
Einfluss auf die Höhe der Gebühren. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, Abschreibun-
gen für langfristige Investitionen, wie beispiels-
weise den Kanalbau, auf der Grundlage des 
Wiederbeschaffungszeitwerts zu berechnen. 
Dieser Zeitwert drückt aus, was eine vor mehre-
ren Jahren gebaute Anlage heute kosten würde. 

Georg Lampen, Vorsitzender des Bundes 
der Steuerzahler NRW, warnte davor, die Kom-
munen per Gesetz zu zwingen, diesen Zeitwert 
als Berechnungsbasis verwenden zu müssen. Als 
Grund nannte er das große Risiko steigender 
Gebühren für die Bürger: „Alle Kommunen, die 
dann anhand des neu festgesetzten Wiederbe-
schaffungszeitwerts rechnen müssten, müssen 
ihre Gebühren erhöhen“, sagte Lampen. Als Bei-
spiel für eine solche Entwicklung nannte er die 
Stadt Emsdetten. Dort wird auf Grundlage des 
Wiederbeschaffungszeitwerts die Berechnung von 
Abschreibungen vorgenommen. Seitdem seien 
dort die Abwassergebühren für die Verbraucher 
um fast 50 Prozent gestiegen, so Lampen.

Das Vorhaben der Grünen stieß auch bei 
Dr. Peter Queitsch, Vertreter der kommunalen 

Spitzenverbände, auf Ablehnung. Er verwies auf 
die konsequente Rechtsprechung des Oberverwal-
tungsgerichts NRW, das ausdrücklich die bisheri-
gen Berechnungsformen erlaubt: „Das ist konse-
quent und richtig, wie das Oberverwaltungsgericht 
NRW und das Bundesverwaltungsgericht seit  
über zehn Jahren urteilen“, erklärte Queitsch. 

Geteiltes Modell

Paul Kröfges vom Landesbüro der Natur-
schutzverbände lobte den Vorschlag der Grü-
nen, die bisher häufig angewandte Einheitsge-
bühr für Abwasser und Regenwasser, die sich am 
Frischwasser-Verbrauch orientiert, abzuschaf-
fen. „Bisher werden dadurch Mehrpersonen-
haushalte überdurchschnittlich hoch belastet“, 
sagte Kröfges. Es sei eine Frage der Gebührenge-
rechtigkeit, klare und einheitliche Vorschriften 
zu erlassen. Schließlich würden bereits heute 70 
Prozent der NRW-Bürger nach einem geteilten 
Modell abgerechnet. Eine landesweit geltende 
Vorschrift sei daher notwendig und sinnvoll. 
Queitsch von den kommunalen Spitzenverbän-
den sah dagegen keinen Handlungsbedarf. Er 
verwies auf die geltende Rechtsprechung, nach 
der die Gemeinden ohnehin dazu verpflichtet 
seien, bei uneinheitlicher Bebauungsstruktur 
eine getrennte Gebühr für die Beseitigung von 
Regenwasser zu erheben.

Die Schaffung neuer Anreize zum ökolo-
gischen Umgang der Verbraucher mit Wasser 
wurde in der Form, wie sie die Fraktion im Ge-
setzentwurf vorschlägt, ebenfalls von den meis-
ten Experten kritisiert. „Das entwickelt sich 
auch ohne Fixierung im Gesetz“, sagte Otto  
Schaaf, Vorstand der Stadtentwässerungsbetrie-
be Köln. Die Intention des Vorhabens werde in 
der Praxis bereits erreicht, sagte er. Die Anreize 
seien zudem im Spezialgesetz bereits verankert 
und müssten daher nicht zusätzlich in das allge-
meine Gesetz geschrieben werden.

Auch in Sachen Organisationsstruktur der 
Abfallentsorger in den Kommunen sahen die 
Experten mehrheitlich keinen Grund zu einer 
neuen  gesetzlichen Regelung. Der Gesetzent-
wurf sieht vor, den Gemeinden als Organisati-
onsstruktur für ihre Abfall- und Abwasserentsor-
ger mindestens den Eigenbetrieb, beispielsweise 
eine Anstalt des öffentlichen Rechts, vorzu-
schreiben. Da die meisten Gemeinden ohnehin 
diese Strukturen wählen, sei ein gesetzlicher 
Zwang nicht notwendig, waren sich Otto Schaaf 
und Peter Queitsch einig. Zudem warnte Schaaf 
davor, dass durch die unnötige Gesetzesände-
rung zusätzliche rechtliche Konflikte mit den 
Gemeinden ausgelöst werden könnten. Schließ-
lich würde im Falle einer Gesetzesänderung in 
die Organisationsho-
heit der Gemeinden 
eingegriffen.

Georg Lampen 
hingegen lobte den 
Vorschlag: „Durch 
die organisatori-
sche Verselbststän-
digung wird ga-
rantiert, dass die 
zweckgebundenen 
Gebühren nicht 
zum Stopfen von 
Haushaltslöchern 
verwendet wer-
den können“, 
so Lampen. SG
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Ihr Rat war in der Anhörung des Umweltausschusses (Vorsitzende Marie-Luise Fasse, 2.v.l.) gefragt: Dr. Peter Queitsch (l.), Otto Schaaf 
(3.v.l.), Paul Kröfges (2.v.r.) und Georg Lampen (r.) Fotos: Schälte
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AUSSCHÜSSE

aus den Ausschüssen+++Aktuelles+++

Die Landesregierung hegt derzeit kei-
ne Pläne, die Universitätskliniken in 
NRW an einen privaten Investor zu 

veräußern. Das teilte Minister Professor Dr. 
Andreas Pinkwart (FDP) jetzt dem Ausschuss für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung (Vorsitz Ewald 
Groth, GRÜNE) mit. Damit beruhigte er ins-
besondere die SPD-Fraktion, die eigens einen 
Antrag mit dem Titel „Landesregierung muss 
Pläne zur Privatisierung der Universitätsklini-

ka zurückziehen“ (Drs. 14/2480) einge-
bracht hatte. Das Ministerium verfolge 
das Ziel, das Profil der Hochschulme-
dizin in NRW zu schärfen und „sowohl 
nationale wie auch internationale Spit-
zenpositionen zu erreichen und lang-
fristig zu sichern“. Um das zu erreichen, 
habe die noch von der alten Landesre-
gierung eingesetzte „Expertenkommis-
sion Hochschulmedizin“ jeder Fakultät 
Möglichkeiten vorgestellt, wie sie ihre 
Wettbewerbsfähigkeit verbessern könne. 
Dazu zähle eine „intensivere Förderung 
von Forschungsstärken und die enge-
re Verzahnung mit anderen Fakultäten 
und außeruniversitären Einrichtungen“, 
so der Minister. Diese Eckpunkte sollen 
auch in das Hochschulmedizingesetz 
NRW einfließen. Pinkwart kündigte an, 
den Gesetzentwurf noch vor der Som-
merpause einzubringen. Zudem wolle er 
einen landesweiten Exzellenzwettbewerb 
Hochschulmedizin durchführen.

+++

Auch im April standen bis zum 
Redaktionsschluss drei Termine 
für öffentliche Anhörungen fest: 

Am 18. April diskutiert der Ausschuss für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie (Vorsitz Franz-Josef 
Knieps, CDU) ab 10 Uhr über den Gesetzent-
wurf der Landesregierung zum Landesentwick-
lungsprogramm (Drs. 14/3451). Sitzungsort  
ist der CDU-Fraktionssaal. Einen Tag später 
(19. April) hat der Hauptausschuss (Vorsitz Wer-
ner Jostmeier, CDU) ab 13.30 Uhr im Plenar-
saal eine öffentliche Anhörung zu Möglichkei-
ten, Chancen und Risiken der Radio-Frequenz 
Identifikation (RFID) anberaumt. Schließlich 
hat der Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (Vorsitz Marie-Luise 
Fasse, CDU) für den 23. April Sachverständige 
eingeladen, um den Entwurf der Landesregie-
rung zur Änderung des Landschaftsgesetzes 
sowie sonstiger Vorschriften (Drs. 14/3144) zu 
diskutieren. Die Anhörung beginnt um 11 Uhr 
im CDU-Fraktionssaal.

Bürgerinnen und Bürger haben manchmal 
Ärger mit Ämtern und Behörden. Der Pe-
titionsausschuss (Vorsitz Inge Howe, SPD) 

des Landtags hilft. Die nächste Sprechstunde in 
der Dependance des Landtags, der Villa Horion, 
ist für den 23. April 2007 vorgesehen. Um daran 
teilnehmen zu können, ist eine telefonische An-
meldung unter 0211/884-4444 erforderlich.

+++

Nach dem brutalen Doppelmord 
in Mönchengladbach-Rheydt 
äußerte sich Justizministerin 

Roswitha Müller-Piepenkötter (CDU) 
„entsetzt“ und „tief erschüttert“ über die 
„Tatsache“, dass „der Tod der beiden Frau-
en durch eine rechtzeitige Festnahme des 
mutmaßlichen Täters hätte verhindert 
werden können“. In der jüngsten Sitzung 
des Rechtsausschusses (Vorsitz Dr. Robert 
Orth, FDP) hatte sie das Parlament über 
die vorläufigen Ermittlungsergebnisse in-
formiert. Obwohl wegen Vergewaltigung 
seiner Ehefrau per Haftbefehl gesucht, er-
schien der 39-jährige Täter Anfang März 
zu einem Sorgerechtsprozess vor dem 
Rheydter Amtsgericht. Daraufhin hatte 
der Familienrichter die Staatsanwaltschaft 
benachrichtigt, die aber aus noch unge-
klärten Gründen keine weiteren Maßnah-
men einleitete, so dass der 39-Jährige das 
Gerichtsgebäude wieder unbehelligt ver-
lassen konnte. Kurze Zeit später erschoss 
er seine 37-jährige Frau sowie seine 18-
jährige Tochter. Die Ministerin sicherte 
eine umfassende Aufklärung des Falls zu. 
Während Abgeordnete von CDU und FDP die 
Geschehnisse in erster Linie auf persönliches 
Fehlverhalten von Einzelpersonen zurückführ-
ten, sprach die SPD von „schwerem Organisati-
onsversagen der Justiz“.

+++

Durch den 8. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag ist die Anzahl derjenigen, die we-
gen eines geringen Einkommens von den 

Rundfunkgebühren befreit werden, gesunken. 
Viele Menschen, die vorher von der Gebühren-
pflicht befreit waren, müssen nun zahlen, obwohl 
sich ihre finanzielle Situation nicht verbessert hat. 
Daher war man sich im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales (Vorsitz Günter Garbrecht, SPD) einig, 
dass die Befreiung von der Rundfunkgebühr für 
Geringverdienende in Zukunft erleichtert werden 
soll. Mit einem fraktionsübergreifenden Antrag 
will sich der Ausschuss dafür einsetzen, dass im 

Zuge der Verhandlungen zum 10. Rundfunkän-
derungsstaatsvertrags Empfänger von Sozialgeld 
oder Arbeitslosengeld II, Absolventen eines frei-
willigen sozialen Jahres sowie Personen, deren 
Einkommen die Bedürftigkeitsgrenze knapp 
überschreitet, von den Rundfunkgebühren befreit 
werden. Um die Erweiterung der Befreiungstat-
bestände schnellstmöglich zu erreichen, wird 
eine zügige Verabschiedung durch den Landtag 
angestrebt.

Die Aktivitäten von Nachhilfeanbietern, 
die der Scientology-Sekte nahestehen, 
bereiten allen im Landtag vertretenen 

Fraktionen große Sorge. Einstimmig forderte der 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung (Vorsitz Wolf-
gang Große Brömer, SPD) jetzt die Landesregie-
rung in einem Antrag auf, Schulleitungen und 
Elternvertretungen über solch „dubiose Nach-
hilfeangebote“ zu informieren, verstärkt auf die 
Informationsangebote des Essener Vereins „Sek-
ten-Info NRW“ sowie des „Informations- und 
Dokumentationszentrums Sekten/Psychokulte“ 
hinzuweisen und dem Landtag regelmäßig ei-
nen Bericht über den Nachhilfemarkt in NRW 
vorzulegen (Drs. 14/4016). Obwohl das Problem 
bekannt ist, seien viele „Schulen und auch Eltern 
nicht in der Lage, Angebote von Scientology von 
denen seriöser Anbieter zu unterscheiden“. Da-
her wollen die Fachpolitiker „bestmöglich über 
die Gefahren durch eine Beeinflussung infor-
mieren“.

Illustration: Peter Flock
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Zum Einstieg gab es einen Powerpoint-
Vortrag über den Arbeitsalltag der Par-
lamentarierin mit vielen Fotos, der zeigt, 

wie viele Stunden pro Tag die Arbeit von Abge-

ordneten kostet. Nach kurzem Zögern kamen 
dann zahlreiche Wortmeldungen der Schülerin-
nen und Schüler. Die Leistungskurse Geschichte 
und Sozialwissenschaften aus der Jahrgangsstufe 

12 sowie der Grundkurs Pädagogik der Jahr-
gangsstufe 11 hatten sich anlässlich des Besuchs 
vorbereitet, im Internet nach Informationen 
gesurft und schon Fragen parat. Diese reichten 
von der Globalisierung bis zum Klassenzimmer: 
Wofür brauchen wir einen Landtag, reicht nicht 
der Bundestag? Wie stehen Sie zur Abschaffung 
des dreigliedrigen Schulsystems und zu Studi-
engebühren? Warum haben wir immer noch 
Unterrichtsausfall? Wie wichtig ist Ihnen Um-
weltpolitik? Dabei lernten auch die Lehrer noch 
dazu. Zum Beispiel, dass fast alle Landtagspoliti-
ker einen „normalen“ Beruf gelernt haben und 
dass der beste Einstieg ins politische Engagement 
über das Ehrenamt sei: „Egal ob 3. Welt, Sport 
oder Kirche: Betätigt euch ehrenamtlich“, ermu-
tigte Regina van Dinther die Jugendlichen.

Dass die erste Schulbesuch-Veranstaltung 
nicht zum Politikermonolog wurde, sondern 
zum lebhaften Frage- und Antwort-Spiel, lag an 
beiden Seiten. Von Politikverdrossenheit war 
jedenfalls in Köln-Porz nichts zu merken. Fazit 
der Schüler: Wir haben jetzt mehr Durchblick.

Das Angebot „Der Landtag besucht Eure 
Schule“ erfreut sich schon kurz nach dem 
Start großer Resonanz. Schulen, die sich für 
eine Teilnahme an diesem Projekt interessie-
ren, können sich bewerben per E-Mail bei 
schulbesuch@landtag.nrw.de.   DD

JUGENDANGEBOT
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Was habt Ihr zuerst 
gedacht, als Ihr hör-
tet, die Landtagsprä-
sidentin käme?
Sirin: Ich habe mich 
sehr gefreut, denn ich 
möchte später Po-
litologie studieren. 
Im türkischen Parla-
ment habe ich schon 

ein Praktikum gemacht und möchte auch im 
Landtag NRW noch eins machen!
Dominik: Ich bin in der Jungen Union und habe 
schon verschiedene Politiker gehört. Ich fand 
das sofort interessant.
Kevin: Wenn Politiker 
„Nähe zum Volk“ 
zeigen, finde ich das 
immer gut. Das sollte 
öfter stattfinden.
Christopher: Ich war 
mal Schülersprecher 
und habe gemerkt, 
dass durch Politik was 
möglich wird. Ich bin 
gern gekommen heute.

Wusstet Ihr vorher, dass es eine Landtagsprä-
sidentin gibt?
Kevin: Ich wusste nur, das ist eine Frau, nicht wie 
die heißt. Wir sollten uns dann vorbereiten.
Sirin: Man beschäftigt sich ja erst mit dem Land-

tag, wenn so eine Veran-
staltung ist, sonst ist das 
Thema ziemlich fern.
Dominik: Ich wusste das 
vorher nicht, aber es ist 
ja viel besser, wenn man 
einen eigenen Blick auf 
die Präsidentin werfen 
kann und nicht durch 
die Medien. Im Fernse-
hen haben die Politiker nicht genug Zeit, ihren 
Standpunkt zu erklären. So kommt Politik viel 
positiver rüber.

Was hat Euch gefallen?
Christopher: Die Powerpoint-Präsentation am 
Anfang war hervorragend, weil man sieht, dass 
die Politiker nicht nur herumsitzen und Kaffee 
trinken. Die Menschlichkeit von Frau van Din-
ther hat mich auch beeindruckt.
Kevin: Der Powerpoint-Vortrag hat mir auch sehr 
gut gefallen, ich hätte nicht gedacht, dass die 
Aufgaben von Politikern so vielfältig sind. Dass 
sie sich Zeit genommen und alle Fragen beant-
wortet hat, war auch gut.
Dominik: Sie hat viel Energie und Spaß an der 
Aufgabe, obwohl sie ja auch auf viel verzichten 
muss, wenn sie 14 Stunden am Tag arbeitet.
Sirin: Sie setzt sich super mit den Problemen der 
Menschen auseinander. Das kommt, weil sie 
gleichzeitig noch Familienmensch ist: Sie wen-
det an, was sie von ihren Kindern mitkriegt.

Es wird immer behauptet, Jugendliche seien 
„politikverdrossen“ – stimmt das überhaupt?
Christopher: Viele sagen, Politik bringt doch eh 
nichts.
Sirin: Die Bereitschaft fehlt, sich damit auseinan-
derzusetzen. Es wird aber erst interessant, wenn 
man sich damit auseinandersetzt.
Kevin: Man kann mitwirken. Das wissen die 
meisten Jugendlichen nicht.

Wird in der Schule 
genug über Politik ge-
sprochen?
Christopher: Vor Wahlen 
steht die Politik mal im 
Fokus, aber sonst ist sie 
weit weg.
Dominik: Politik wird im-
mer nur theoretisch be-
sprochen, das Aktuelle 
fehlt.

Werdet Ihr Euch jetzt das Internetangebot des 
Landtags mal ansehen?
Sirin: Auf jeden Fall.
Kevin: Die Landtagspräsidentin hat ja gesagt, 
werdet aktiv!

Die Interviews führte Doro Dietsch.

Dominik Biergans, 18

Kevin Junker, 17

Christopher Römer, 19

Sirin Orman, 18

Mehr Durchblick bekommen
Landtagspräsidentin Regina van Dinther besuchte Kölner Schule
 
Schülern den Job der Abgeordneten zu erklären, sich der Diskussion um aktuelle Themen zu 
stellen und die Arbeit im Parlament zu schildern – das ist Ziel eines neuen Angebots für Jugend-
liche. Unter dem Motto „Der Landtag besucht Eure Schule“ bieten Landtagspräsidentin Regina 
van Dinther (CDU) und ihre Stellvertreter Edgar Moron (SPD), Oliver Keymis (GRÜNE) und 
Angela Freimuth (FDP) an, persönlich in die Aula einer Schule zu kommen und sich Zeit für 
die Fragen der Schüler zu nehmen. Als erste Schule besuchte Landtagspräsidentin Regina van 
Dinther jetzt das Stadtgymnasium Köln-Porz.

„Jugend und Politik“
ist ein Schwerpunktthema

des Landtags im
Jahr 2007
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Statt auf „Erziehungscamps“ und Law & 
Order setzt die FDP bei der Bekämpfung 
der Jugendkriminalität auf einen anderen 

Ansatz. „Unser Leitprinzip ist der Erziehungs-, 
nicht der Repressionsgedanke“, erläutert Ro-
bert Orth (Foto). In einem Eckpunktepapier 
hat die FDP-Landtagsfraktion ihre Position für 
einen liberalen Jugendstrafvollzug sowie zur 
Bekämpfung von Jugendkriminalität darge-
legt. Darin spricht sie sich für die Einrichtung 
von Erziehungscamps aus. Militärischem Drill 
sollen die Jugendlichen dort jedoch keineswegs 
ausgesetzt werden. „Ziel muss es sein, dass die 

Jugendlichen durch fest definierte Aufgaben 
lernen, Verantwortung für sich und andere zu 
übernehmen“, erläutert der FDP-Justizexperte. 
Zudem vertritt die FDP die Ansicht, dass Ju-
gendliche nicht gezwungen werden dürfen, in 
ein solches Camp zu gehen. Generell muss aus 
Sicht der Liberalen bei jungen Tätern die Stra-
fe auf den Fuße folgen. Positiv steht die FDP 
zudem einem bis zu vier Wochen dauernden 
„Warnschuss-Arrest“ gegenüber. Die Auswei-
tung der Videoüberwachung sowie eine Siche-
rungsverwahrung jugendlicher Straftäter unter 
18 sind dagegen für die FDP undenkbar.  

AUS DEN FRAKTIONEN

CDU

Auf Initiative der CDU-Fraktion wird 
es zukünftig einen Preis als Annerken-
nung für vorbildliches bürgerschaft-

liches Engagement für das kulturelle Leben 
Nordrhein-Westfalens geben. „Mit dem Preis 
wollen wir unsere hohe Wertschätzung dieser 
ehrenamtlichen Arbeit zum Ausdruck bringen. 
Er soll verliehen werden an kulturelle Initiati-
ven, Vereine, Ensembles oder Einzelpersonen, 
die auf dem Gebiet des Theaters, der Museen, 
der Literaturförderung, der Geschichtspflege 
und der Musik beispielhaft für die Pflege, Erhal-

tung und Weiterentwicklung des kultu-
rellen Lebens in Nordrhein-Westfalen 
tätig sind“, erklärte der kulturpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, 
Thomas Sternberg (Foto). 

Der mit 5.000 Euro dotierte Preis 
kann bis zu dreimal im Jahr verliehen 
werden. Sternberg: „Das Preisgeld soll der Arbeit 
der ausgezeichneten Initiative zugute kommen. 
Und gerade auf dem Feld der ehrenamtlichen Ar-
beit bedeutet eine solche Summe viel und kann 
viel bewirken.“ Die CDU-Landtagsfraktion kann 

sich vorstellen, den Preis nach Helene 
Weber zu benennen. Damit würde eine 
der großen Verfassungsmütter unseres 
Landes und der Bundesrepublik gewür-
digt, die nach Entlassung und Berufsver-
bot während des Nationalsozialismus im 
Jahr 1948 Mitglied des Zonenbeirats und 

im darauffolgenden Jahr im Präsidium des Par-
lamentarischen Rats war. „Sie hat vor allem im 
Sozialbereich das Zueinander von Professionali-
tät und Laienengagement zum Thema gemacht“, 
sagte der CDU-Kulturexperte. 

GRÜNE

Für uns ist klar: Jedes Kind hat ein Recht 
auf eine warme Mahlzeit. Was im sonsti-
gen Europa selbstverständlich ist, ist bei 

uns aber leider selten. Der Bedarf nach einem 
gesunden, warmen Mittagessen in der Schule 
ist groß, denn ein leerer Bauch lernt nicht gut 
– und lernen müssen die Kinder immer län-
ger. 

Wegen der Schulzeitverkürzung am Gym-
nasium und der damit einhergehenden Un-
terrichtsverdichtung ab Klasse fünf haben 
zukünftig schon Zehnjährige bis in den Nach-

mittag hinein Unterricht. Die Schulen sind 
für diesen faktischen Ganztagsbetrieb nicht 
ausgerüstet. Es fehlen Küchen und Mensen, 
um die Schülerinnen und Schüler zu versor-
gen. In den offenen Ganztagsgrundschulen 
wird zwar ein Mittagessen für die Kinder  
angeboten. Es mehren sich aber Berichte,  
dass Kinder nicht am Mittagessen teilneh-
men oder sogar vom Ganztag abgemeldet  
werden, weil die Familien sich die Zuzahlun-
gen zu den Mahlzeiten nicht leisten können. 
Das ist ein Armutszeugnis für unsere Ge-

sellschaft. Lehrerinnen und Lehrer berichten 
außerdem, dass immer mehr Kinder ohne 
Frühstück, ohne Butterbrote oder andere Nah-
rungsmittel in die Schulen kommen und einige 
Familien es an Fürsorge für ihre Kinder man-
geln lassen. 

Aus all diesen Gründen fordert die grüne 
Landtagsfraktion in ihrem Antrag „Schulessen 
für alle Kinder“ (Drs. 14/3912), das Recht auf 
eine warme Mahlzeit für jedes Kind im nord-
rhein-westfälischen Schulgesetz zu veran- 
kern. 

Erstmalig tagte die SPD-
Fraktion in dieser Legis-
laturperiode außerhalb 

des Landtags. Zur Premiere von 
„Fraktion vor Ort“ besuchten 
die SPD-Landtagsabgeordneten 
mit Hannelore Kraft an der Spit-
ze die Opel-Werke in Bochum. 

Nach einer Führung durch 
die Produktionsanlagen, wo 
jährlich 224.000 PKW der Mo-

delle Astra und Zafira hergestellt werden, wur-
de unter anderem mit dem Werksleiter Uwe 
Fechtner über die Zukunft des Standorts Bo-
chum und der rund 6.000 Beschäftigten disku-
tiert. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage, ob 
der neue Opel Astra ab 2010 in Bochum gebaut 
werden wird. 

Darüber hinaus wurde über die Themen 
Ökoautos, Hybridmotoren und Brennstoffzel-
len gesprochen. 

Texte in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

CDU: Förderpreis für ehrenamtliches Engagement im Kulturbereich

SPD

SPD-Fraktion vor Ort in Bochum

FDP

Jedes Kind muss das Recht auf ein warmes Schulessen haben!

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.4/Dokumentenarchiv/Parlamentspapiere/suche_nrw.php?page=p&sub=pnrw


sich immer wieder. Als Breuer 1995 die gebo-
tene Chance ergriff und sich für ein Landtags-
mandat aufstellen ließ, verhalf ihm seine Vor-
bildung zu einem ausgezeichneten Start in der 
NRW-Landespolitik. Vom Fraktionsvorstand 
wurde ihm die Mitarbeit im mächtigen Haus-
halts- und Kontrollausschuss angeboten, ohne 
dass er sich für die Aufgabe beworben hätte: 
„Das war keine Selbstverständlichkeit, sondern 
schon eine besondere Auszeichnung.“ 

Bodenhaftung

Dabei war der Weg zum Berufspolitiker für 
ihn nicht zwingend vorgegeben. Zwar war das 
Elternhaus durchaus politisch interessiert und 
der Vater hat für einige Zeit im Stadtrat der Ge-
meinde Lechenich mitgearbeitet, aber er könne 
nicht sagen, dass sein Vater ihn zur CDU ge-
bracht habe, meint Breuer. Ausschlaggebend sei 
vielmehr der politische Diskurs am Gymnasi-
um gewesen, der ihm die Politik nahe gebracht 
habe. Er sei dann mit 18 in die Junge Union und 
die CDU eingetreten.

„Danach war erst einmal Pause mit Politik“, 
meint der Christdemokrat. Aber während des 
Studiums in Bonn habe er sich wieder politisch 
engagiert. Er sei Kreisvorsitzender der Jungen 
Union (JU) geworden. Dabei habe er keines-
wegs geplant, Berufspolitiker zu werden. Paral-
lel zum Studium habe er im Institut für Mittel-
standsforschung gearbeitet. Nach dem Examen 
als Diplom-Volkswirt und zusätzlichen Ausbil-
dungen als Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
war er bei einer großen Wirtschaftsprüfungs- 
und Beratungsgesellschaft beschäftigt.

Trotz des ständigen Termindrucks als 
Minister hat Michael Breuer den Vorsitz des 
CDU-Bezirksverbands Mittelrhein beibehalten 
und ist auch weiterhin Kreisvorsitzender der 
CDU Erftkreis. Auch für die Wahlkreisarbeit 
findet der 41-Jährige noch Zeit. „Es ist nicht 
ganz einfach, aber ich schaffe es, vor Ort prä-
sent zu sein“, beteuert der CDU-Politiker. 

Für Hobbys bleibt da kaum noch Zeit. „Ich 
versuche zu joggen. Das klappt aber nur im 
Frühjahr und im Sommer. Für Fußball interes-
siere ich mich leider auch nur noch ab und an 
als Zuschauer.“ Zum Entspannen liest Michael 
Breuer vor allem in den Ferien Kriminalroma-
ne. Das wichtigste ist für ihn jedoch die Familie. 
Michael Breuer ist sei 1994 verheiratet und hat 
einen Sohn und eine Tochter. „Meine Frau trägt 
alles mit. Anders ginge es gar nicht“, beteuert er. 
Sofern er nicht in Berlin oder Brüssel ist, fährt 
er täglich nach Hause. Der Minister: „Das ist ja 
keine Entfernung. Außerdem kann ich im Auto 
arbeiten, weil ich nicht mehr selber fahre.“  
 Autorin: Gerlind Schaidt

Porträt der Woche: Michael Breuer (CDU) Kein Segen lag 
auf dem Sieg  
über die Pfarrer

Der FC Landtag ist schon seit Jahren ein 
gern gesehener Gast beim internatio-
nalen Hallenturnier um den 

Wanderpokal des Oberbürger-
meisters der Stadt Bielefeld.

Nach dem Erfolg beim 
Hallenturnier in Husum 
mussten sich die ersatz-
geschwächten Kicker um 
Präsident Günter Langen 
im Viertelfinale gegen die 
Berufsfeuerwehr Bielefeld 
geschlagen geben.

Nach einer unglückli-
chen 0:1 Niederlage im Eröff-
nungsspiel gegen die Sparkasse 
Bielefeld, gelang es Walter Kern, Jürgen 
Unruhe, David Euteneuer und Jörg Krause die 
„Bäffchenstürmer“ (eine Elf aus evangelischen 
Geistlichen) mit 3:1 zu bezwingen. Es folgten 
ein 3:3 gegen die Stadt Osnabrück und ein 2:2 
gegen die Bezirksregierung Detmold. 

Goalgetter mit vier Toren war Jörg Krause, 
während Jürgen Unruhe seinem Namen alle 
Ehre machte und mit seinem Tor im Viertelfi-
nale zunächst für Verwirrung vor dem gegne-
rischen Tor sorgte. Nach der Verletzung des aus 
Husum entliehenen Torwarts Dr. Carsten Bruns 
musste sich der FCL dann doch mit 8:1 geschla-
gen geben. 
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Mit jungenhaftem Lachen gesteht Mi-
chael Breuer: „Der Machtwechsel 
in Düsseldorf war ein politischer 

Traum von mir, und ich wollte dabei sein, 
wenn es klappt.“ Tatsächlich ist nicht nur 
der politische Traum des CDU-Politikers aus 
dem Rhein-Erft-Kreis Wirklichkeit geworden, 
sondern für den ebenso strebsamen wie agilen 
Unionsmann hat sich der Entschluss ausge-
zahlt, in NRW zu bleiben und nicht, wie er 
überlegt hatte, nach Berlin zu gehen. Auf der 
Karriereleiter ist der CDU-Politiker ein gutes 
Stück nach oben gestiegen.

Denn seit dem Machtwechsel ist Michael 
Breuer Minister für Europa- und Bundesange-
legenheiten, also Verfechter der NRW-Interes-
sen in Brüssel und Berlin. Zugleich hat er sich 
zu einer Art Allzweckwaffe für Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers entwickelt. Er gilt als en-
ger Vertrauter des Regierungschefs und hat sich 
den Ruf des „Ausputzers“ erworben. 

Im neuen Amt braucht der Minister viel 
Zeit für die Koordinierungsarbeiten. „Mir ist 
es wichtig, die nordrhein-westfälischen Inte-
ressen wirksam zu vertreten“, umreißt Breuer 
seine Regierungsaufgabe. Dabei sei die Arbeit 
im nur 190 Kilometer entfernten Brüssel viel 
konkreter als zunächst vermutet. „Zumeist 
sind handfeste nordrhein-westfälische Inte-
ressen im Spiel, und ich bin mir sicher, dass 
wir heute auf einem besseren Weg sind als es 
die vorige Regierung war“, so der CDU-Mann. 
Auch im Bund ist der Minister mit dem bis-
lang Erreichten zufrieden. 

Dass er mit seinem Studium der Volkswirt-
schaftslehre an der Bonner Universität und sei-
ner Ausbildung und Tätigkeit als Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer das richtige Rüstzeug für 
seine Politikerkarriere mitgebracht hat, erweist 

PORTRÄT

SEITE  · LANDTAG INTERN /

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp


ZUR PERSON

SEITE  · LANDTAG INTERN  /

DIE PRÄSIDENTIN DES LANDTAGS NRW, POSTFACH 101143, 40002 DÜSSELDORF
Postvertriebsstück · Entgelt bezahlt · G 2382

Raum für Aufkleber (Postvertrieb)

Geburtstagsliste
Vom 30. März bis 2. Mai 2007

 30.3.  Marie-Luise Fasse (CDU) 59
 31.3. Wolfgang Hüsken (CDU) 59
 1.4. Christian Weisbrich (CDU) 65
 4.4. Gabriele Sikora (SPD) 57
 5.4. Dr. Stefan Romberg (FDP) 38
 7.4. Peter Brakelmann (CDU) 49
 8.4. Manfred Kuhmichel (CDU) 64
 9.4. Wolfram Kuschke (SPD) 57
 10.4. Prof. Dr. Gerd Bollermann (SPD) 58
 11.4.  Andrea Milz (CDU) 44
 11.4.  Josef Wirtz (CDU) 57
 16.4.  Elke Talhorst (SPD) 62
 20.4.  Lothar Hegemann (CDU) 60
 20.4.  Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU) 55
 22.4.  Heinrich Kemper (CDU) 58
 23.4.  Monika Düker (GRÜNE) 44
 28.4.  Thomas Jarzombek (CDU) 34
 28.4.  Peter Kaiser (CDU) 41
 2.5. Rainer Deppe (CDU) 51

Regina van Dinther, CDU-Landtagsabgeord-
nete und Präsidentin des Landtags, ist auf 
dem Landesdelegiertentag in Münster in ih-
rem Amt als Vorsitzende der Frauen-Union 
in Nordrhein-Westfalen bestätigt worden. Van 
Dinther erhielt bei ihrer Wahl 96 Prozent der 
Delegiertenstimmen. 

Dr. Diether Posser (SPD), Landtagsabgeordne-
ter von 1966 bis 1990, ist 85 Jahre alt geworden. 
Der gebürtige Essener und studierte Jurist ar-
beitete als Rechtsanwalt und Notar. Er war Mit-
begründer der Gesamtdeutschen Volkspartei. 
In der GVP kreuzte sich sein Weg mit Gustav 
Heinemann und Johannes Rau, dem er politisch 
(Posser trat 1957 wie Rau in die SPD ein) und 
persönlich verbunden blieb – auch als beide 
1978 nach dem Kühn-Rücktritt um das Amt 
des NRW-Ministerpräsidenten konkurrierten: 
Posser unterlag damals mit elf Stimmen. Der 
aktive Politiker und engagierte EKD-Synodale 
war mehrmals Minister in NRW: Minister für 
Bundesangelegenheiten, Justizminister, Finanz-
minister und hatte auch das Amt eines Stell-
vertretenden Ministerpräsidenten inne. Posser 
vertrat im „Kalten Krieg“ als Anwalt nach dem 
KPD-Verbot verfolgte Kommunisten und setzte 
sich für die Rehabilitierung von NS-Opfern ein. 
Entspannung sucht er im Klavierspiel. 

Landtagsandacht
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen 

bei Landtag und Landesregierung, Rolf Krebs, 
sowie der Leiter des Katholischen Büros,  
Dr. Karl-Heinz Vogt, laden die Abgeordneten 
des Landtags NRW am 29. März 2007 ein: Um 
8 Uhr zum Parlamentsfrühstück im Landtags-
restaurant und um 9.15 Uhr zur Landtagsan-
dacht im Raum E 3 Z 03. 

Gesund und lecker…
 
... sind Obst, Gemüse und andere Lebensmittel, die Kleingärtner in ihrem grünen Idyll hegen und ernten. Die Mitglieder des 
Landesverbands Rheinland nutzten vor kurzem die Gelegenheit, im Landtag ihre „Lust auf Kleingarten“ in einer Ausstellung 
zu dokumentieren. Bei der Eröffnung erinnerte Landtagspräsidentin Regina van Dinther an die Weitsicht der Mütter und Väter 
der Landesverfassung, die vor 60 Jahren die Förderung des Kleingartenwesens in das Gesetzeswerk aufgenommen haben. Die 
Präsidentin unterstrich die Bedeutung der grünen Oasen in den Städten. Sie brächten Licht und Luft und seien als ökologische 
Biotope unentbehrlich geworden. Foto: Schälte
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